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Amts - Blatı 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 33. 


Marienwerder, den 19. Auguſt 


u 1891. 


Die Nummer 24 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 


unte | 


r 
Nr. 1971 die Bekanntmachung, betreffend die 
Vorſchriften über den Befähigungsnachweis und die 


näheren Anordnungen des Finanzminiſters dem Vor⸗ 
ſitzenden der Veranlagungskommiſſion einzureichen. 


Auf Grund dieſer Vorſchrift beſtimme ich zum 


Zweck der Einkommenſteuerveranlagung für das Jahr 


Prüfung der Maſchiniſten auf Seedampfſchiffen der 1892/93 hiermit Folgendes: 


deutſchen Handelsflotte. Vom 26. Juli 1891; und unter 
Nr. 1972 die Bekanntmachung, betreffend die 
Neubefeſtigung von Helgoland. Vom 28. Juli 1891. 
Die Nummer 26 der Geſetz⸗Sammlung enthält 


ter 
Nr. 9474 das Wildſchadengeſetz. Vom 11. Juli 
1891; unter 
Nr. 9475 das Geſetz, betreffend die Königlichen 
Bewerbegerihte in der Rheinprovinz. Vom 11. Juli 
1891; und unter 
Nr. 9476 die Verordnung, betreffend Kautionen 
von Beamten aus dem Bereich des Miniſteriums für 
Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. Vom 24. Juni 
1891. 
Die Nummer 27 der Geſetz⸗Sammlung enthält 
unter 
Nr. 9477 das Geſetz, betreffend die Heranziehung 
der Fabriken u. ſ. w. mit Vorausleiſtungen für den 
Wegebau in der Provinz Brandenburg. Vom 7. Juli 
1891; und unter | 
Nr. 9478 die Wegeordnung für die Provinz 
Sachſen. Vom 11. Juli 1891. 
T Fir; ir, We Ber Wim 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Ceuiral⸗Behörden 


1) Bekanntmachung. 


Nach § 1 No. 4 des Einkommenſteuergeſetzes vom 
24. Juni d. J. (G.⸗S. S. 175) unterliegen vom 1. April 
1892 ab auch Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften 
auf Aktien und Berggewerkſchaften, welche in Preußen 
ihren Sitz haben, der Einkommenſteuer. Von dem 
gleichen Zeitpunkte ab ſind Unternehmungen der gedachten 
Art, welche außerhalb Preußens ihren Sitz haben, mit 
dem aus Preußiſchem Grundbeſitz und Gewerbebetrieb 
fließenden Einkommen ſteuerpflichtig ($ 2b. daſ.) | 

Nach weiterer Beſtimmung des erwähnten Geſetzes 
(8 24 Abſ. 2) find die vorbezeichneten Geſellſchaften und 
Berggewerksſchaften verpflichtet, ihre Geſchäftsberichte 
und Jahresabſchlüſſe, ſowie die darauf bezüglichen Be: 
ſchlüſſe der Generalverſammlung alljährlich nach den 


1. Akttengeſellſchaften und Kommanditgeſell⸗ 


ſchaften auf Aktien, welche in Preußen 
domicilirt find, haben die Geſchäftsberichle und 
Jahresabſchlüſſe der beiden letzten Geſchäfisjahre 
ſowie die darauf bezüglichen Beſchlüſſe der General⸗ 
verſammlungen 

in der Zeit vom 1. bis 15. Oktober d. J. 
bei dem Vorſitzenden derjenigen Veranlagungs⸗ 
kommiſſion in deren Bezirk ſie ihren Sitz haben, 
einzureichen. 

Auch wollen dieſelben hierbei anzeigen, ob und 
eventuell wo ſie inner⸗ oder außerhalb Preußens 
Grundbeſiz haben oder ſtehende Gewerbebetriebe 
(Fabrikations⸗Ein⸗ oder Verkaufsſtätten, ſelbſt⸗ 
ſtändige Agenturen u. ſ. w.) unterhalten. 


Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſell⸗ 


ſchaften auf Aktien, welche außerhalb 
Preußens domicilirt ſind, jedoch in Preußen 
Grundbeſitz haben oder ein ſtehendes Gewerbe be⸗ 
treiben, haben die zu 1 bezeichneten Unterlagen 
während des daſelbſt angegebenen Zeitraums bei 
dem Vorſitzenden derjenigen Veranlagungskommiſſion 
einzureichen, in deren Bezirk ſich der Grundbeſitz 
bezw. die gewerbliche Niederlaſſung befindet. 

Ferner wollen dieſe Geſellſchaften unter Nam⸗ 
haftmachung eines in Preußen wohnhaften Ver⸗ 
treters hierbei anzeigen, ob und eventuell wo ſie 
in Preußen anderweit Grundbeſiz haben oder ein 
ſtehendes Gewerbe betreiben. 

Falls der Grundbeſitz bezw. der Gewerbebetrieb 
ſich über mehrere Veranlagungsbezirke erſtreckt, ſo 
iſt die Einreichung der Geſchäftsberichte u. ſ. w. 
in demjenigen Veranlagungsbezirk zu bewirken, 
in welchem der gedachte Vertreter ſeinen Wohn⸗ 
ſitz hat. 


3. Die Berggewerkſchaften haben die Geſchäfts⸗ 


berichte und Jahresabſchlüſſe (Verwaltungsrech⸗ 
nungen) der beiden letzten Geſchäftsjahre ſowie die 
darauf bezüglichen Beſchlüſſe der Gewerkenver⸗ 
ſammlungen 

bis zum 1. Oktober d. J. 


Ausgegeben in Marienwerder am 20. Auguſt 1891. 
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bei derjenigen Regierung einzureichen, in deren Empfangsbeſcheivigung verſehen, ſogleich zurückgegeben 


Bezirk ſie ihren Sitz haben. 

Gleichzeitig wollen dieſelben in Gemäßheit des 
§ 16 des Einkommenſteuergeſetzes unter Beibrin⸗ 
gung der bezüglichen Nachweiſe ſich darüber äußern, 


05 bei ihrer Veranlagung von den feſtgeſtellten es zu 


Ueberſchüſſen 3 ¾ Prozent des aus dem Erwerbs⸗ 
preiſe und den Koſten der Anlage und Einrichtung 
bezw. Erweiterung des Bergwerks ſich zuſammen⸗ 


und iſt bei Aushändigung der Zinsſcheine wieder abzu⸗ 
liefern. Formulare zu dieſen Verzeichniſſen ſind bei den 
gedachten Ausreichungsſtellen unentgeltlich zu haben. 


Der Einreichung der Schuldverſchreibungen bedarf 


r Erlangung der neuen Zinsſcheine nur dann, wenn 
die Zinsſcheinanweiſungen abhanden gekommen ſind; in 
dieſem Falle find die Schuldverſchreibungen an die Kon⸗ 
trolle 


der Staatöpapiere oder an eine der genannten 


ſetzenden Grundkapitals oder des zwanzigfachen Bankanſtalten und Oberpoſtkaſſen mtttelſt befonderer Ein: 
Betrages der im Durchſchnitt der letzten vier Jahre gabe einzureichen. 


vertheilten Ausbeute in Abzug gebracht werden ſollen. 
Berlin, den 12. Auguſt 1891. 
Der Finanzminiſter. 
Miquel. 


2) Bekanntmachung, 
wegen Nusreichung neuer Zinsſcheine zu den Schuld⸗ 
verſchreibungen der Reichsanleihe vom Jahre 1883. 


Die Zinsſcheine Reihe III. Nr. 1 bis 20 zu den 
Schuldverſchreibungen der deutſchen 4prozentigen Reichs⸗ 
anleihe von 1883 über die Zinſen für die zehn Jahre 
vom 1. Oktober 1891 bis 30. September 1901 nebſt 
den Anweiſungen zur Abhebung der folgenden Reihe 
werden von der Königlich Preußiſchen Kontrolle der 
Staatspapiere hierſelbſt, Oranienſtraße 92/94 unten links, 
vom 1. September d. Js. ab Vormittags von 9 bis 
1 Uhr, mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage und der 
letzen drei Geſchäftstage jeden Monats, ausgereicht 
werden. 

Die Zinsſcheine können bei der Kontrolle ſelbſt in 
Empfang genommen oder durch die Reichsbankhaupt⸗ 
ſtellen, die Reichsbankſtellen und dle mit Kaſſeneinrichtung 
verſehenen Reichsbanknebenſtellen, ſowie durch diejenigen 
Kaiſerlichen Oberpoſtkaſſen, an deren Sit ſich eine der 
vorgedachten Bankanſtalten nicht befindet, bezogen werden. 

Wer die Empfangnahme bei der Kontrolle ſelbſt 
wünſcht, hat derſelben perfönlich oder durch einen Be: 
auftragten die zur Abhebung der neuen Reihe berechti⸗ 
genden Zinsſcheinanweiſungen mit einem Verzeichniß zu 
übergeben, zu welchem Formulare ebenda unentgeltlich 
zu haben ſind. Genügt dem Einreicher der Zinsſchein⸗ 
anweiſungen eine nummerirte Marke als Empfangsbe⸗ 
ſcheinigung, fo iſt das Verzeichniß einfach, wünſcht er 
eine ausdrückliche Beſcheinigung, ſo iſt es doppelt vor⸗ 
zulegen. In letzterem Falle erhält der Einreicher das 
eine Exemplar, mit einer Empfangsbeſcheinigung verſehen, 
ſofort zurück. Die Marke oder Empfangsbeſcheinigung 
iſt bei der Ausreichung der neuen Zinsſcheine zurück⸗ 
zugeben. 

In Schriftwechſel kann die Kontrolle der 
Staatspapiere ſich mit den Inhabern der Zins⸗ 
ſcheinanweiſungen nicht einlaffen. 

Wer die Zinsſcheine durch eine der obengenannten 
Bankanſtalten oder Oberpoſtkaſſen beziehen will, hat der⸗ 
ſelben die Anwelſungen mit einem doppelten Verzeichniß 
einzureichen. Das eine Verzeichniß wird, mit einer! 


Berlin, den 6. Auguſt 1891. 
Reichsſchuldenverwaltung. 
Mücke. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 


der ProvinzialsBehörben ıc. 
Bekanntmachung. 
Der Herr Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 


und Forſten hat mit Ermächtigung des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers die Einfuhr lebender Schweine von dem Borſten⸗ 
viehmarkte zu Wiener⸗Neuſtadt in das öffentliche Schlacht⸗ 
haus zu Thorn unter der Bedingung geſtattet, daß 

1. der Urſprung der einzuführenden Schweine, ent⸗ 


ſprechend den Vorſchriften der Ziffer 1 und 2 der 
Ausführungsbeſtimmungen vom 11. April 1883 
(Centralblatt für das Deutſche Reich Seite 92) 
durch polizeiliche Urſprungs⸗Zeugniſſe nachgewieſen 
wird, in welchen die einzuführenden Schweine nach 
Stückzahl, Gattung (Race), Farbe, ſowie nach 
etwaigen beſonderen äußeren Kennzeichen thier⸗ 
ärztlich genau bezeichnet werden und in denen 
ferner beſcheinigt iſt, daß die Thiere in Oeſterreich⸗ 
Ungarn aufgezogen ſind, innerhalb der letzten 30 
Tage vor ihrer Abfendung nach Deulſchland in 
einem zum Bezirke der Atteftitenden Amtsſtelle 
gehörigen, beſtimmt zu bezeichnenden Orte geſtan⸗ 
den haben und mit anſteckenden Krankheiten nicht 
behaflet ſind; 


daß die Schweine an den Grenzeingangsſtellen 


Oderberg und Dzieditz durch einen preußiſchen be: 
amteten Thlerarzt unterſucht und kranke und ver⸗ 
dächtige Thiere, ſowie die mit denſelben in Berüh⸗ 
rung gekommenen Thlere von der Weiterbeförderung 
ausgeſchloſſen werden; 


„daß die Schweine nach dem Paſſiren der Grenze 


in geſchloſſenen Eiſenbahnwaggons, unter Ver⸗ 
meidung einer Umladung oder einer durch den 
Eiſenbahnbetrieb nicht bedingten Transportverzöge⸗ 
rung, ſowie jeder Berührung mit anderem Vieh 
direct an den Beſtimmungsort gebracht und in 
dem öffentlichen Schlachthauſe alsbald unter po⸗ 
lizeilicher Kontrole abgeſchlachtet werden. Die Ueber⸗ 
führung in daſſelbe hat mittelſt gut ſchließender 
Wagen zu erfolgen. 


4. Für jeden Grenzübergang wird von dem König: 
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lichen Landrath für die Einfuhr der Schweine eins) Der Stadtkaſſen⸗Rendant Herr Karl Thiel zu 
beſtimmter Wochentag feſtgeſetzt. Roſenberg Weſtpr. iſt zum Agenten unſerer Anſtal 
Zu einer Vermehrung der Einfuhrtage iſt die beſtellt. 
dieſſeitige Genehmigung einzuholen. Berlin W. 41, Kaiſerhofſtr. 2, den 5. Auguſt 1891. 
5. die einzuführenden Transporte ſind: Direction der Preußiſchen Renten⸗Verſicherungs⸗Anſtalt. 
a. für Oderberg dem Königlichen Grenzthierarzt 
Herrmann in Leobſchütz, 9) Durch rechtskräftigen Beſchluß des Kreis⸗Aus⸗ 
b. für Dzieditz dem Königlichen Grenzthierarztſſchuſſes Tuchel vom 11. Juli 1891 iſt genehmigt wor: 
Gabbey in Pleß, den, daß das Seitens des Forſtfiskus von den Bauer 
bis ſpäteſtens 8 Uhr Abends des der Einfuhr Peter und Lucie, geb. Ritlewski⸗Pieſil'ſchen Eheleuten in 
vorhergehenden Tages ſchriftlich oder telegraphiſch Schlachta erworbene, bisher zum Gemeindebezirk Oſſoweg 
anzumelden. gehörige, auf Kartenblatt der Gemarkung Koͤnigsbruch 
Die thierärztliche Unterſuchung erfolgt koſtenfrei. als Parzelle verzeichnete Grundſtück Oſſoweg, Band III, 
Nach beendeter Unterſuchung hat der beamtete Blatt 70 von 4,2150 ha Flächeninhalt aus dem bis⸗ 
Thierarzt der Ortspolizei⸗Behörde des Beſtimmungs⸗ herigen Gemeindeverbande ausſcheidet und mit dem fis⸗ 
orts die Zulaſſung des Transports unter Angabe kaliſchen Forſtgutsbezirk Königsbruch vereinigt wird. 
der Stückzahl der Schweine auf Koſten des Ver⸗ 
ſenders telegraphiſch anzuzeigen. Tuchel, den 10. Auguſt 1891. 
Marienwerder, den 11. Auguſt 1891. Der Kreis⸗Ausſchuß. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
10) 
4) Der gegenwärtigen Amtsblatts⸗Nummer iſt ein 
Exemplar der von dem Herrn Reichskanzler unter dem Auf Grund des § 6 Artikel II des Reichs⸗Ge⸗ 
15. Juni d. 38. erlaſſenen, am 1. v. Mts. in Kraft ſetzes vom 21. Juni 1887 (R.⸗G.⸗Ol. S. 245) betreffend 
getretenen neuen Telegraphen⸗Ordnung für das Deutſche Abänderung bezw. Ergänzung der Geſetze über die 
Reich als Extra Beilage beigefügt, worauf hierdurch auf» Quartierleiſtung und die Naturalleiſtungen für die bes 
merkſam gemacht wird. waffnete Macht im Frieden ſowie der Vorſchrift der 
Marienwerder, den 14. Auguſt 1891. Ausführungs⸗Inſtruktton vom 30. Auguſt 1887 (R.⸗ 
Der Regierungs⸗Präſident. G.⸗Bl. S. 433) unter Nr. 3 Abſatz 1 zu 8 9 des 
Naturalleiſtungsgeſetzes werden nachſtehend mit einem 
5) Der von dem Kurz und Wollwaarenhändler Aufſchlage von fünf vom Hundert die Durch⸗ 
Hermann Wolff aus Roſenberg für das Jahr 1891ſſchnitte der höchſten Tagespreiſe, welche in den für die 
zum Steuerſatze von 24 Mark eingelöſte Wanderge⸗ einzelnen Lieferungsverbände (Kreiſe) des Regierungs⸗ 


Bekanntmachung. 


werbeſchein Nr. 363 iſt verloren gegangen und wird bezirks Marienwerder feſtgeſetzten Hauptmarktorten 
hiermit für ungültig erklärt. (§ 19 Abſatz 2 u. 3 des Kriegsleiſtungs⸗Geſetzes vom 
Marienwerder, den 6. Auguſt 1891. 13. Juni 1873) im Monat Juli 1891 


Königliche Regierung, 
Abtheilung für direkte Steuern, 
Domänen und Forſten. 


für Fourage gezahlt worden ſind, bekannt gemacht. 
Es betrug im Monat Juli 1891 der Durch⸗ 
ſchnitt der höchſten Tagespreiſe einſchließlich eines Auf⸗ 


0 ſchlages von fünf vom Hundert für 50 kg 


Bekanntmachung. Richt⸗ 
Hafer. Heu. ſtroh 
Nachſtehend bringe ich die in dem Normalmarkt⸗ im Sauptmarktorte MM M 
orte Elbing im Monat Juli d. J. für Fourage Culm für die Kreiſe Briefen 
gezahlten Preiſe nach dem Durchſchnitt der höchſten und Culm 9,45 2,36 2,83 
Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert Flatow „ den Kreis Flatow 10,73 3,41 3,15 
zur offentlichen Kenntniß. Dt. Krone „ „ Dt. Krone 9,48 2,10 2,10 
Es ſind zu berechnen für: Dt. Eylau für die Kreiſe Lobau, 
a. 50 Kilogrumm Hafer 9 Mark 97 Pf., Roſenberg und Strasburg 9,83 2,63 2,73 
br, A Hen BER A Marienwerder für den Kreis 
6 eee a Marienwerder 10,03 2,36 2,22 
Danzig, den 10. Auguſt 1891. Konitz für die Kreiſe Konitz, 
Der Regierungs⸗Präſtdent. Schlochau und Tuchel 9,35 2,39 2,80 
Graudenz für die Kreiſe Grau⸗ 
7) Der Rentier Herr Rudolph Döhlert in Löbau denz und Schwetz 9,74 2,89 3,15 
Weſtpr. iſt zum Agenten unſerer Anſtalt beſtellt. Thorn für den Kreis Thorn 9,45 2,57 2,63 


Berlin W. 41, Kaiſerhofſtr. 2, den 5. Auguſt 1891. 
Direction der Preußiſchen Renten⸗Verſicherungs⸗Anſtalt. 


Marienwerder, den 12. Auguſt 1891. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
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11) Nach ⸗ 
von den Markt⸗ und Ladenpreiſen in den größeren Städten des 
= | zu ——, —- E — — — a ea TEN 
pro 100 Kilogramm. * | pro 1 Kilo: 
| N Amen | Stroh Rind⸗ N 
Erb⸗ Spei⸗ r 
der Wei⸗ Rog⸗ fen, | ſe⸗ Kar 2 — 
Gerſte Hafer.] gelbe, boh⸗ Linſen. Nicht: 3 Heu. 
Städte. e Kochen weiße egen Keule. Bauch. 
oO 
| 2 nnn 
1] Chriſtburg = 97122 39120 — 803— . — —! 120 1—| 1! 120 
2 Gonig — 20 6979017 5318 30.39 90 55 85 7230 523—— 4 16] 120)— 971 120 
3| Dt. Krone — 20 96160891765 1 684 4——— 4— 120 10100 1— 
4 Culm 22 50019 750(16— 5 75018 — 130 —60 | 7— 539 3— 450 1201 1—1— 
50 Dt. Eylau 24 1621 1617628489 02——— — 744 520 — 5—| 160) 120 130 
60 Flatow 20 95 521871250 4 ————— 830 6 —— — 6550| 11201 1— 140 
7 M. Friedland — 92 5617 14118 56120 —I —— — 643] 450—— 4 — 1——— 120 
8 Graudenz 23 58020 91015 — [180619 50% 89151 —| 7500 5 75—— 55] 1132] 1112] 1021 
9Jaſtrow 8920 90% f 735 412 ——— — 120 115| 1016 
101 Lobau — 122.5718 67 20 28 19,665 — ——— 1 51401 | — [11-1 981-981 — 95 
11) Marienwerder 93) 78020 33016 630187101850 35/.—70— 8 Amel 20—90/ 1110 
12| Mewe 22 42 2089 1481116 11116 89) —| 8 Bel. Me 40 1— 140 
13 Neumark 234202064 16 58016 8601567———— 4 N . 
14] Rieſenburg 249302138017 20116 20 —— 11 2 30.— 95 165 
15 Roſenberg — 19 74 — 16 50— 1 —--—] 8 — 4 15] 1.10] 1/15 
161 Schlochau — — 21 7520 — 1991 18 89 — — 698] 4 eu) je _— 1027 
17 Schwetz — 195311116601 I] 7124] — peter 90. — 90 1— 
18 Strasburg 22 87 21 457 29,20 — 1675 ———— 6143 — 4 40 1— 1— 
19 Stuhm — —119 51117 65]17 80 —i— | —|— — 2 — — — 1051 1030 
2 1] Thorn 23 0219 89015 — 1763017 63 24 6 — 8550| 5 2 120 120 
20 Tuchel 235221 25113 57j18.00]13 88125 — 12511040! 4 — 1 — 1[20 
Summa 287 11270 10 5 77 Bu 7 307 30 256 75 791367 85 151] 93 77 105 2 62 94189 
Durchſchnitt 23 68/20 9017 2918 Töf8 08 338852 55 7,80 4771: 70 1 277112001 
22 Vandsburg | Den 
23 Neuenburg W ee ee 
24] Hammerſtein | a 18 — 
12) Durchſchuitts⸗ Markt Preiſe 
des Schlachtviehes zu Thorn im Monat Juli 1891 nach Lebendgewicht. 
n 2. Kälber für 3. Schweine 4. Hammel Anzahl der aufgetriebenen 
ann | für 100 a file 100 Pfd. Stücke Dich als 
= b WI 86; ah b. ee bi a. b. 
Jungvieh | Find: Käl⸗Schwei⸗Ham 
mageres unter | über tte 
Maſtvieh Nie 1 ie 8 Tage | 8 Tage fette | magere | fe magere ne 


vieh] ber mel. 
Mk. Pf. Mk. Pf. Mk. Pf DE. BF] Mk. BF] Mk. Pf. ME. Pf. Mk. Pf. RE. Pf. 


28 150] 26 150] 27 [15 150] 20 50] 34 100 31 30 — — 140 [ 15 | 1166| — 


Marienwerder, den 10. Auguſt 18 den 10. Auguſt 10.8 ] Der Reg Regierungs⸗ Präſident. 


13) Bekanntmachung. 15. September d. J. ab im Lokal⸗ und Wechſelverkehr 

Zur Erzielung einer zweckentſprechenden Ausnutzung der Preußiſchen Staatseiſenbahnen hinſichtlich der Fracht⸗ 
der offenen Güterwagen von 12,5 t und 15 t Lade⸗ berechnung für Maſſengüter nachſtehende anderweite Be⸗ 
gewicht bei Beförderung von Maſſengütern treten vom ſtimmungen in Kraft: 


7 
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weiſung 
Regierungsbezirks Marienwerder im Monat Juli 1891. 
Preiſe. N Laden ⸗Preiſe. aid SE; 
gramm. rn pro 1 Kilogramm. 
Kalb⸗ ner. 60 Mehl Nr. 1. | Kaffee. 
Fieife. Speck Cg. Stück Pei ee e 1 
ö er ge- But⸗ A | ſten⸗ wei Reis Java nn (ger ne⸗ Hafer⸗ 

räu⸗ Eier. Wei⸗ Rog⸗ Grau⸗ ſten⸗ zen⸗ 9 . gelber er 5 

te i Java. (mitt⸗ (ge | wöhn: Schmalz] grüße 


chert). pe. 32 5 Grütze. 


| zen. | gen. ler). N liches). A 
M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. eh Pf.] M. rer Pf. M. Pf.] M. Pf. 
80 1) -| 1160) 1193| 26040 — 38.8.3860. 500 3. 4. — 200 160 — 80 
— 1—| 160! 180 2040 — 42 — 36 — 40|— 36.— 50 —50— 45 280 3660 — 20 1 60 — 50 
— 80 120! 160 1.69! 31051 144|— 30)— 40/— 38 — 501 40 — 50 280 360 — 20 160 — 50 
— 90 110 160 170 40 4 0 0 60 —70 40 60 3.— 30660 — 200 1 60 — 60 
1e e 0 40 — 32 —50.— 40—.—— 500 3/60] 480] — 200 190 — 70 
1— ı\—| 2418802 408 60 0 8060 355 380] — 20 110 — 50 
sl 2 2 4 40 —32.—60— 40 —50— 40 — 60 50 4— — 20) 10100 450 
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Daß in denjenigen Orten, wo die Hubrifen unausgefüllt geblieben, die bezeichneten Artikel nicht zu Markte 
gekommen find, beſcheinigt. 


Marienwerder, den 10. Auguſt 1891. Der Regierungs⸗Präſident. 


Sätze des Theils II des oberſchleſiſchen Steinkohlen⸗ 


1. Diejenigen Ausnahmetarife, deren Anwendung an 


„Soweit für Steinkohlen, Braunkohlen und Brikets 


die gleichzeitige Aufgabe von mindeſtens 50,000 
oder 60,000 kg geknüpft iſt, werden ſchon bei 
gleichzeitiger Aufgabe von 45,000 kg berechnet. 


die unter 1 bezeichneten Ausnahme⸗Tarife beſtehen, 
wird bei gleichzeitiger Aufgabe von mindeſtens 
45,060 kg — gegenwärtig 50,000 kg und mehr 
— die Fracht nach dem Geſammtladegewicht der 


thatſächlech geſtellten Wagen berechnet, ſofern nicht 
die Berechnung nach dem wirklich verladenen Ge⸗ 
wicht zu den Sätzen und Bedingungen des Spezial⸗ 
tarifs LIT oder etwaiger Ausnahmetarife für Einzel⸗ 
ſendungen eine niedrigere Fracht ergiebt. 

Die gleiche Frachiberechnung nach dem Lade 
gewicht der geſtellten Eiſenbahnwagen findet auch 
bei der nachträglichen Gewährung der ermäßigten 


Tarifs auf diejenigen Einzelwagenladungen ober⸗ 
ſchleſiſcher Steinkohlen und Brikets nach dem Di⸗ 
rektionsbezirk Bromberg Anwendung, für welche 
die ermäßigten Sätze des Theils II des oberſchle⸗ 
ſiſchen Steinkohlen⸗Tarifs nach Verfrachtung der 
vorgeſchriebenen Jahresmenge von mindeſtens 5 
bezw. 6 Millionen Kilogramm beanſprucht werden. 

Auf Koksſendungen findet die Frachtberechnung 
nach dem Ladegewicht bis auf Weiteres keine An⸗ 
wendung. 


3. Die Ausnahmetarife für Eiſenerze leinſchließlich 


Kiesabbrände und Schlacken zum Verhütten) und 
für Schwefelkies gelten von dem oben bezeichneten 
Zeitpunkt ab ebenfalls nur noch bei Frachtberech⸗ 
nung nach dem geſtellten Ladegewicht, und zwar 
ohne Unterſchied, od es ſich um Ausnahmetarife 


14) 
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für Maſſenſendungen (z. B. für überſeeiſche Eiſen⸗ 
erze auf ſonſt aus den Seehäfen leer zurücklaufen⸗ 
den Kohlenwagen) oder um ſolche für einzelne 
Ladungen handelt. Bei Verwendung von Wagen 
mit größerem Ladegewicht als 10,000 kg wird 
der Frachtberechnung nach dem Ausnahmetarif das 
Ladegewicht der geſtellten Wagen zu Grunde gelegt, 
wenn nicht die Berechnung zu den Sätzen des 
Spezialtarifs III für das wirklich verladene Ge⸗ 
wicht, mindeſtens aber für 10,000 kg, eine 
niedrigere Fracht ergiebt. Die gleich: Art der 
Frachtberechnung findet ſtatt, wenn nach den be⸗ 


Nach wei 


ſonderen Tarifvorſchriften unter II. B. der Staats⸗ 
bahn⸗Gütertarife an Stelle eines Wagens von 
10,000 kg Ladegewicht andere Wagen mit mehr 
als 10,000 kg Geſammtladegewicht geſtellt werden. 
Werden beiſptelsweiſe auf zwei Wagen von je 
7500 kg Ladegewicht 7000 und 6000, zuſammen 
13,090 kg Walzenſchlacken verladen, fo wird die 
Fracht für 15,000 kg nach dem Ausnahmetarif, 
oder wenn billiger, für 13,000 kg nach dem 
Spezialtarif III berechnet. 

Bromberg, den 9. Auguſt 1891. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


fun 


8 
der den Kommunalverbänden aus den landwirthſchaftlichen Zöllen des Etatsjahres 1890/91 
zu überweiſenden Fee 


|Beoötte- 


Sollauflommen des Etats⸗ 
rungs⸗ jahres 1891/92 einſchließ⸗ 
zahl nachſ lich der fingirt veranlagten 


Es werden überwieſen 
aus der Hauptſumme: 


| a 5 Grund: 7 15 
wi aählang] Grund: Gebäu⸗ und Ge⸗ 1 'der nach dem] Ganzen 
zählung bäude⸗ 
vom De⸗ feuer deſteuer ſſteuer Bevölke⸗[ Steuer: | (Spalte 
cember (Sp.3u.2)] rung ſoll 6 und 7) 
1890. M N RER NE UN IE EL LA NL 
RE FE FIT I EU NIT ZI E 1: FE 2. BSS 
1690 Stuhm 36058] 880055 18301 106446] 191400 438260 621966 
2] Marienwerder 62680] 1091539] 41 717 1512560 3302710 62276 951547 
3] Roſenberg 46941] 750841 25 663] 101 504 24917] 41792] 660709 
4] Löbau 52025 391478 22 008 614860 276160 25315] 52/931 
5 Strasburg 52304 54141 23 842 779830 27764] 32108] 591872 
6| Thorn 82035 751012) 63152 138 164 430545 560885] 100/430 
7 Culm 45156) 94090 26,214 120304 23969 49532 730501 
8 Graudenz 59697 1006630 410610 141724] 3106880 5803510 901039 
9) Briefen 39869 | 651539] 18345] 838840 21/1630 34 537 55/700 
100 Schwetz 784688 971119 29 980 125099] 41,652] 51 506] 931158 
111 Tuchel 27634 3112561 9272] 40528 14668 166860 31/354 
12) Konitz 52379 43867 25097 68 1964| 27803] 2803944 56 u 
13] Schlochau 64936 57376 24181 81497] 341469] 33/5544 680022 
14 Flatow 65104] 77911 2606930 104604 34558] 43068 771626 
15 Dt. Krone 65638 88668] 2975010 1180169] 348420 48 653] 83495 
Zuſammen 830924 1096495 125 117 1521 612]441 0651626 1483 1067 548 
) Der auf die im Kreiſe 
Stuhm als Enklave belegene, 
zum Kreiſe Marienburg gehörige 
Landmühle Marienburg ent⸗ 
fallende Betrag iſt bei dem 
Regierungsbezirk Danzig nach⸗ | 


ewieſen. 


Feſtgeſtellt Berlin, den 20. Juli 1891. 
Der Miniſter des Innern 
gz. Herrfurth. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
In Vertretung: gz. Meinecke. 


Vorſtehende Nachweiſung wird hiermit im Auftrage des Herrn Reſſort⸗Miniſters bekannt gemacht. 


Marienwerder, den 12. Auguſt 1891, 


Der Regierungs⸗Präſident. 
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15) Vorleſungen 
für das Studium der Landwirthſchaft an der 
Univerſität Halle. 


Das Winterſemeſter beginnt am 15. Oktober. 


Von den für das Winterſemeſter 1891/92 ange⸗ 
zeigten Vorleſungen der hieſigen Univerſilät find für die 
Studirenden der Landwirthſchaft folgende hervorzuheben: 

a. In Rückſicht auf fachwiſſenſchaftliche Bildung. 

Einleitung in das Studium der Landwirthſchaft: 
Geh. Reg.⸗Rath Prof. Dr. Kühn. — Allgemeine Acker⸗ 
baulehre: Derſelbe. — Allgemeine Thierzuchtlehre: Der⸗ 
ſelbe. — Specielle Thierzuchtlehre: Prof. Dr. Freytag. — 
Landwirthſchaftliche Buchführung und Abſchätzungslehre: 
Derſelbe. — Molkereiweſen: Prof. Dr. Albert. — Rind⸗ 
viehhaltung: Derſelbe. — Grundzüge der tropiſchen Land⸗ 
wirthſchaft: Dr. Wohltmann. — Landwirthſchaftliche 
Bodenkunde: Derſelbe. — Landwirthſchaftlich⸗pedologiſche 
Exkurſtonen: Derſelbe. — Landwirthſchaftliches Repe⸗ 
titorium: Dr. Heyer. — Obſtbaulehre: Derſelbe. — Die 
Kultur der exotiſchen Nutzpflanzen: Derſelbe. — Forſt⸗ 
wiſſenſchaft (Laubhölzer und Forſteinrichtung): Profeſſor 
Dr. Ewald. — Landwirthſchaftliche Handels wiſſenſchaft: 
Oeconomlerath von Mendel⸗Steinfels. — Grundzüge der 
Anatomie und Phyſiologie der Hausſäugethiere: Prof. 
Dr. Pütz. — Ueber die wichtigſten Krankgeiten unſerer 
Hausthiere mit beſonderer Berückſichtigung der Seuchen 
und Heerdekrankheiten, ſowie der auf den Menſchen über⸗ 
tragbaren Thierkrankheiten: Derſelbe. — Landwirthſchaft⸗ 
liche Maſchinen⸗ und Geräthekunde: Prof. Dr. Wüſt.— 
Drainage und Wieſenbau: Derſelbe. — Landwirthſchaft⸗ 
liche Baukunde: Regierungsbaumeiſter Knoch. — Expe⸗ 
rimental⸗Chemie: Prof. Dr. Volhard. — Analpytiſche 
Chemie: Dr. Erdmann. — Agrikultur⸗Chemie 1. Theil 
(die Naturgeſetze der Ernährung der landwirthſchaftlichen 
Kulturpflanzen): Geh. Neg.⸗Ralh Prof. Dr. Märder. — 
Technologie der Kohlenhydrate (Landwirthſchaftliche Neben⸗ 
gewerbe: Derſelbe. — Geſteinslehre als Grundlage der 
Bodenkunde: Prof. Dr. von Fritſch. — Elemente der 
Geologie: Prof. Dr. Brauns. — Landwirthſchaftliche 
Bodenkunde verbunden mit Exkurſionen: Derſelbe. — 
Anatomie und Phyſiologie der Pflanzen: Prof. Dr. Kraus 
— Pflanzenfamilien: Derſelbe. — Phyſiologie der Krypto⸗ 
gamen: Prof. Dr. Zopf. — Elemente der Zoologie: 
Prof. Dr. Grenacher. — Naturgeſchichte der Wirbelihiere: 
Prof. Dr. O. Taſchenberg. — Ueber nützliche und ſchäd⸗ 
liche Thiere: Derſelbe. — Entwickelungsgeſchichte der 
Thiere: Dr. Brandes. — Phyſiologie der Verdauung: 
Prof. Dr. Harnack. — Ausgewählte Kapitel der Hygiene 
für Landwirthe: Prof. Dr. Renk. — Nationalökonomie, 
1. Theil: Geh. Reg.⸗Rath Prof. Dr. Conrad. — Ge: 
ſchichte der Nationalökonomie: Dr. Diehl. — Finanz: 
wiſſenſchaft: Prof. Dr. Friedberg. — Theorie der Steuern: 
Prof. Dr. Eiſenhart. — Nationalökonomiſches Repe⸗ 
titorium: Prof. Dr. Friedberg. — Handelsrecht und 
Wechſelrecht: Prof. Dr. Laſtig. — Landwirthſchaftsrecht: 
Prof. Dr. Rümelin. 


b. In Rückſicht auf ſtaatswiſſenſchaftliche und allgemeine 
Bildung, insbeſondere für Studirende höherer Semeſter. 

Vorleſungen aus dem Gebiete der Philoſophie, 
Pädagogik, Geſchichte, Literatur und ethiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaften halten die Prof. Prof. Dr. Dr. Löning, Huber, 
Erdmann, Haym, Droyſen, Lindner, Ewald, Vaihinger, 
Huſſerl, Uphues ꝛc. ac. 

Theoretiſche und praktiſche Uebungen. 

Staatswiſſenſchaftliches Seminar: Geh. Reg.⸗Rath 
Prof. Dr. Conrad. — Statiſtiſche Uebungen: Derſelbe. 
— Praktiſche Uebungen im chemiſchen Laboratorium: 
Prof. Dr. Volhard und Prof. Dr. Döbner. — Mine⸗ 
ralogiſche und geologiſche Uebungen: Prof. Dr. von 
Fritſch und Prof. Dr. Lüdecke. — Mikroskopiſches und 
phyſiologiſches Praktikum und Pflanzendemonſtrationen: 
Prof. Dr. Kraus. — Unterſuchungen im kryptogamiſchen 
Laboratorium: Prof. Dr. Zopf. — Zoologiſche Uebungen: 
Prof. Dr. Grenacher. — Kliniſche Demonſtrationen in 
der Thierklinik und mikroskopiſche Uebungen: Prof. 
Dr. Pütz. — Uebungen im landwirthſchaftlich⸗phyſiologi⸗ 
ſchen Laboratorium: Geh. Reg.⸗Rath Prof. Dr. Kühn 
und Prof. Dr. Albert. — Uebungen im Unterſuchen 
und Beurtheilen der Wolle: Prof. Dr. Freytag. — 
Uebungen im Beſtimmen der Obſtſorten: Dr. Heyer. — 
Techniſche Exkurſionen und Demonſtrationen: Prof. Dr. 
Wüſt. — Technologiſche Exkurſionen: Geh. Reg.⸗Rath 
Prof. Dr. Märcker. — Unterricht im Zeichnen und 
Malen: Zeichenlehrer Schenk. 

Nähere Auskunft ertheilt die durch jede Buch⸗ 
handlung zu beziehende Schrift: Das Studium der Land⸗ 
wirthſchaft an der Univerſität Halle, Cottbus bei E. Kühn 
1888. Briefliche Anfragen wolle man an den Unter⸗ 
zeichneten richten. 

Halle a. d. Saale, im Juli 1891. 

Dr. Julius Kühn, Geh. Reg.⸗Rath, 
ordentl. öffentl. Profeſſor und Direktor 
des landwirthſchaftlichen Inſtituts der Univerſität. 
16) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiete. 


Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 


1. Jonas Loewenſtein, Taſchenſpieler, geboren am 
1. Januar 1860 zu Warſchau, Ruſſiſch Polen, 
ruſſiſcher Staatsangeböriger, wegen mehrfachen Dieb⸗ 
ſtahls im Rückfall, (1 Jahr 3 Monate Zuchthaus 
laut Erkenntniſſe vom 11. März und 14. April 
1890), vom Koͤniglich bayeriſchen Bezirksamt Ans⸗ 
bach, vom 4. Juni d. J. 


Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 
1. Anton Candido Bartoletta, Tagelöhner, geb. am 
25. April 1853 zu Treviſo, Italien, italieniſcher 


Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens, vom Kgl. 
bayeriſchen Bezirksamt Wunſiedel, vom 5. Juni 
de J. 


Friedrich Brauer, Erdarbeiter, geboren am 3. Ja⸗ 
nuar 1856 zu Arnem bei Appeldoorn, Provinz 


2. 
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Gelderland, Niederlande, wegen Bettelns, vom Kal. Supernumerar Kaunenberg iſt zum kommiſſariſchen 
preußiſchen Regierungspräſidenten zu Aurich, vom Grenz⸗Aufſeher in Gurzuo ernannt worden. Der Steuer: 
6. Juni d. J. Einnehmer Voigt in Garnfee iſt geſtorben. Der berittene 
3. Adolf Chlubna, Schneider, geboren am 2. Sep⸗ Steuer⸗Aufſeher Ritzki in Czersk und der Hauptamts⸗ 
tember 1872 zu Harlowitz, Bezirk Taus, Böhmen, Diener Schaumann in Thorn find in den Ruheſtand 
ortsangehörig zu Neudeck, Bezirk Neuſtadt, Mähren, getrelen. 
wegen Landſtreichens, vom Königlich bayeriſchen Der Kreisſchulinſpector Dr. Quehl in Strasburg 
Bezirksamt Viechtach, vom 15. Mai d. J. iſt vom 30. Auguſt bis 10. October d. Js. einſchließlich 
4. Julius Courtius, Bäcker, geboren am 8. Februar [beurlaubt und die Vertretung deſſelben dem kommiſſari⸗ 
1871 zu Echilleuſe, Departement Loiret, Frankreich, ſchen Kreisſchulinſpector Dr. Hubrich in Strasburg 
franzöſiſcher Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens, übertragen worden. 
vom Kaiſerlichen Bezirkspräſidenten zu Colmar, Im Kreiſe Dt. Krone iſt der Fabrikbeſitzer Prei⸗ 
vom 13. Juni d. J. biſch in Kramske zum Amtsvorſteher des Amtsbezirks 
. Johann Dikal, Hutmacher, geboren am 18. Ja- Kramske ernannt. 
nuar 1844 zu Stuhlmeißenburg, Ungarn, ungari⸗ 
ſcher Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens, von 18) Erledigte Schulſtellen. 
der Königlichen Polizeidireclion München, vom 2. 
Juni d. J. Die Schulſtelle zu Gr. Gilwe, Kreis Marien⸗ 
6. Joſef Frank, Handlungskommis, geboren am 7. werder, wird zum 1. October d. Js. erledigt. 
Juli 1837 zu Drin, Bezirk Smichow, Böhmen, Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, von dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
der Königlich württembergiſchen Regierung für den ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Donaukreis zu Ulm, vom 8. Juni d. J. Herrn Lierſe zu Marienwerder zu melben. 
Ignaz Lang, Bäckergeſelle, geboren am 13. März Die Schulſtelle zu Niewitſchin, Kreis Schwetz, iſt 
1871 zu Miskolz, Ungarn, ortsangehörig ebenda: [erledigt. 
ſelbſt, wegen Landſtreichens, vom Kaiſerlichen Be⸗ Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
zirkspräſidenten zu Metz, vom 10. Juni d. J. |felbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
8. Joſef Lie ß, Arbeiter, 21 Jahre alt, geboren zu ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Dudy, Bezirk Kolno, Gouvernement Lomza, Ruſſiſch⸗ Herrn Scheuermann zu Schwetz zu melden. 
Polen, ortsangehörig ebendaſelbſt. wegen Land: 


or 


a 


ſtreichens, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 
präſidenten zu Stettin, vom 4. Juni d. J. 
19 Bekanntmachung. 
17) Perſonal- Chronik. 


In Gemäßheit des § 37 des revidirten Statuts 
Der Regierungsrath Metzel hierſelbſt iſt an die des Präſident Dr. Fülleborn'ſchen Vereins zur Unter⸗ 
Königliche Regierung in Erfurt verſetzt. ſtützung binterbliebener Kinder verſtorbener Juſtizbeamten 
Der Königliche Oberfoͤrſter Zoch in Nittel iſt in dem Bezirke des Königlichen Oberlandesgerichts hier⸗ 
zum Stellvertreter des Forſt⸗Amtsanwalts in Parszyn ſelbſt vom 16. December 1879 werden die Mitglieder 
ernannt worden. zu der jährlichen General⸗Verſammlung auf 
Es find verſetzt worden: der Hauptamts⸗Aſſiſtentt den 10. October er., Mittags 12 Uhr 
Konke in Pr. Stargard als Ober⸗Kontrol-Aſſiſtent nach in dem großen Sitzungsſaal des hieſigen Oberlandes⸗ 


Dt. Eylau, die berittenen Grenz⸗Aufſeher Fiſch van gerichts geladen. 

Gurzno nach Gollub und Prophet von Gollub nach Gegenſtand der General Verſammlung iſt: 
Gurzno, der berittene Grenz⸗Aufſeher Freitag in Stras- a. die Abſtattung des Jahresberichts und Vorlegung 
burg als Greuz⸗Aufſeher für den Zollabfertigungsdienſt der Jahresrechnung an die Mitglieder, 

nach Bahnhof Ottlotſchin, der Grenz⸗Aufſeher Lade in b. die Wahl neuer Mitglieder des Vorſtandes an 
Sobierczysno als berittener Grenz⸗Aufſeher nach Stras⸗ Stelle der wegen Ablaufs der Funktionsdauer 
burg Wpr., der Grenz⸗Aufſeher Schaudien von Gurzno Ausſcheidenden, 

nach Sobierczysno, der Grenz⸗Aufſeher Neubauer in c. etwaige auf Förderung der Zwecke des Vereins 
Bahnhof Ottlotſchin und der Steuer⸗Aufſeher Damm in reſp. auf Abänderung des Statuts gerichtete Ans 
Schwetz als berittene Steuer⸗Aufſeher nach Czersk bezw. träge. 

Oſche, der berittene Steuer⸗Apfſeher Hubert in Dritſch. Marienwerder, den 11. Auguſt 1891. 

min als Steuer⸗Aufſeher nach Schwetz und der Steuer⸗ Der Präſident 

Aufſeher Bock von Tuchel nach Dritſchmin, der Steuer: | des Königlichen Oberlandesgerichts. 


(Hierzu eine Extra⸗Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 33.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerel. 


Ertra-Beilage zum Amtsblatt. 


Telegraphenordnung für das Dentſche Reid 


vom 15. Juni 1891. 


Aus Anlaß der von der internationalen Telegraphenkonferenz zu Paris im Jahre 1890 
gefaßten Beſchlüſſe hat die Telegraphenordnung, welche auf Grund des Artikels 48 der Reichs⸗ 
verfaſſung erlaſſen worden iſt, Aenderungen erfahren. Es tritt daher, unter Aufhebung der T elegraphen⸗ 
ordnung vom 13. Auguſt 1880, vom 1. Juli 1891 ab die nachſtehende 


Telegraphenordnung 
in Kraft. 
SE 

1 Die Benutzung der für den öffentlichen Verkehr beſtimmten Telegraphen ſteht jedermann Benugung des 
zu. Die Verwaltung hat jedoch das Recht, ihre Linien und Telegraphenanſtalten zeitweiſe ganz Telegraphen. 
oder zum Theil für alle oder für gewiſſe Gattungen von Korreſpondenz zu ſchließen. 

1 Der Abſender eines Privattelegramms iſt verpflichtet, auf desfallſiges Verlangen ſich 
über ſeine Perſönlichkeit auszuweiſen. Es ſteht demſelben ſeinerſeits frei, in ſein Telegramm die 
Beglaubigung ſeiner Unterſchrift aufzunehmen. 

u Privattelegramme, deren Inhalt gegen die Geſetze verſtößt oder aus Rückſichten des 
öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit für unzuläſſig erachtet wird, werden zurückgewieſen. Die 
Eutſcheidung über die Zuläſſigkeit des Inhalts ſteht dem Vorſteher der Aufgabeanſtalt, bz. der 
Zwiſchen⸗ oder Ankunftsanſtalt oder deſſen Vertreter, in zweiter Inſtanz der dieſer Anſtalt vor⸗ 
geſetzten Ober⸗Poſtdirektion und in letzter Inſtanz dem Reichs⸗Poſtamt zu, gegen deſſen Entſcheidung 
eine Berufung nicht ſtattfindet. Bei Staatstelegrammen ſteht den Telegraphenauſtalten eine Prüfung 
der Zulaſſigkeit des Inhalts nicht zu. 


a Nag: 
Die Telegraphenverwaltung wird Sorge tragen, daß die Mittheilung von Telegrammien Wahrung des 
an Unbefugte verhindert, und daß das Telegraphengeheimniß auf das ſtrengſte gewahrt werde. Telegraphen 


geheimniſſes. 


. 
Die Telegraphenanftalten zerfallen IR RR der Zeit, während welcher fie für den Ver- Dienſtſtunden 
kehr mit dem Publikum offen zu halten ſind, in vier Klaſſen, nämlich: der 
a) Auſtalten mit ununterbrochenem Dienft (Tag und Nacht), ls 
b) Anſtalten mit verlängerten Tagesdienſt (bis Mitternacht), r 
e) Auſtalten mit vollem Tagesdienſt (bis 9 Uhr abends), 
d) Anſtalten mit beſchränktem Tagesdienſt. 
Die Dienſtſtunden der Anſtalten unter b und e beginnen in der Zeit vom 1. April bis Ende Sep⸗ 
tember um 7 Uhr morgens, in der Zeit vom 1. Oktober bis Ende März unt 8 Uhr morgens. 
An Sonn⸗ und Feſttagen wird jedoch von der Mehrzahl dieſer Anſtalten beſchränkter Dienſt ab⸗ 
gehalten. Die Dienfiftunden der Auſtalten unter d werden, den örtlichen Bedürfniſſen entſprechend, 
fur jeden Ort beſounders feſtgeſtellt. 
5. 4. 

1 Telegramme können nach allen Orten 8 werden, nach welchen die vorhandenen Orte, nach 
Telegraphenverbindungen auf dem ganzen Wege oder auf einem Theile deſſelben die Gelegenheit welchen Tele. 
zur Beförderung darbieten. Iſt am Beſtimmungsorte eine Telegraphenanſtalt nicht vorhanden, ſo . 925 
erfolgt die Weiterbeförderung von der äußerſten bz. der ſeitens des Aufgebers bezeichneten c men den 
Telegraphenanſtalt entweder durch die Poſt oder durch Eilboten, oder durch Poſt und Eilboten, 


Eintheilung 
der 
Telegramme 


” 


oder durch Eſtafette. Der Aufgeber eines Telegramms kann verlangen, daß daſſelbe bis zu einer 
von ihm bezeichneten Telegraphenanſtalt kelegraphiſch und von dort bis zum Beſtimmungsorte durch 
die Poſt befördert werde. Die Verwendung von Eilboten zur Beförderung von Telegrammen 
zwiſchen Orten, in welchen Telegraphenanſtalten beſtehen, iſt dagegen ausgeſchloſſen. Iſt keine Be⸗ 
ſtimmung über die Art der Weiterbeförderung getroffen, dann wählt die Ankunfts ⸗Telegraphen⸗ 
anſtalt die zweckmäßigſte Art derſelben nach ihrem beſten Ermeſſen. Das Gleiche findet ſtatt, wenn 
die vom Aufgeber angegebene Art der Weiterbeförderung ſich als unausführbar erweiſt. 

u Die Aufgabe der Telegramme mit der Bezeichnung „telegraphenlagernd“, „poſtlagernd“ 
oder „bahnhoflagernd“ iſt zuläſſig. 

2 f 
1 Die Telegramme zerfallen rückſichtlich ee Behandlung in folgende Gattungen 
1. Staatstelegramme, 
2 Telegraphen⸗Dienſttelegramme, 
3. x: ewöhuliche | Privattelegramme. 

Bei der Beförderung genießen die Staatstelegramme, welche als ſolche bezeichnet und durch 
Siegel oder Stempel beglaubigt ſein müſſen, vor den übrigen Telegrammen, die Telegraphen⸗ 
Dienfttelegramme vor den Privattelegrammen und die dringenden Privattelegramme vor den ge⸗ 
wöhnlichen Privattelegrammen den Vorrang. 

n In Bezug auf die Abfaſſung find zu unterſcheiden: 

1. Telegramme in offener Sprache, 
2. Telegramme in geheimer Sprache. 
Die geheime Sprache ſcheidet ſich in 
a) verabredete Sprache, 
b) chiffrirte Sprache, 
e) eine Sprache, welche aus Buchſtaben mit geheimer Bedeutung beſteht. 

m Privattelegramme, deren Text entweder ganz oder theilweiſe aus Buchſtaben unt 
geheimer Bedeutung beſteht, werden zum telegraphiſchen Verkehr nicht zugelaſſen. Auf Staats⸗ 
und Dienſttelegramme findet dieſe Beſtimmung dagegen keine Anwendung, ebenſowenig auf die 
in Zeichen des all gemeinen Handelskodex abgefaßten Seetelegramme (vergl. §. 17). 

iv Unter „Telegrammen in offener Sprache“ werden ſolche Telegramme verſtanden, 
welche in einer der für den telegraphiſchen Verkehr zugelaſſeuen Sprachen derart abgefaßt ſind, daß 
ſie einen verſtändlichen Sinn geben. Welche Sprachen neben der deutſchen für Telegramme in offener 
Sprache geſtattet find, wird von der Telegraphenverwaltung bekannt gemacht. Für Telegramme, 
welche ſtreckenweiſe oder ausſchließlich durch Telegraphen der innerhalb des Deutſchen Reichs gelegenen 
Eisenbahnen zu befördern find, ift jedoch die Faſſung in deutſcher Sprache Bedingung, ſoweit nicht 
für einzelne Bahnen und Stationen der Gebrauch fremder Sprachen ausdrücklich nachgegeben wird. 

v Als „Telegramme in verabredeter Sprache“ werden diejenigen Telegramme an⸗ 
geſehen, in denen Wörter angewendet ſind, welche, obwohl jedes für ſich eine ſprachliche Bedeutung 
hat, keine für die betheiligten Dienſtſtellen verſtändlichen Sätze bilden. 

Dieſe Wörter werden aus Wörterbüchern, welche für die Korreſpondenz in verabredeter Sprache 
zugelaſſen ſind, oder aus dem vom Internationalen Büreau der Telegraphenverwaltungen amtlich auf⸗ 
gestellten Wörterbuch entnommen. Der Gebrauch dieſes amtlichen Wörterbuchs tft nach Ablauf einer 
Friſt von 3 Jahren, welche auf den Tag der Veröffentlichung deſſelben folgt, verbindlich. Die 
Wörter der verabredeten Sprache dürfen höchſtens 10 Buchſtaben enthalten und müſſen einer oder 
mehreren der nachgenannten Sprachen, nämlich der deutſchen, engliſchen, ſpaniſchen, franzöſiſchen, 
niederländiſchen, italieniſchen, portugieſiſchen und lateiniſchen Sprache entnommen ſein. Eigen⸗ 
namen dürfen bei der Zuſammenſtellung der Wörterbücher, mit Ausnahme des vom Inter: 
nationalen Büreau der Telegraphenverwaltungen amtlich aufgeſtellten Wörterbuches, nicht ver⸗ 
wendet werden. Sie werden in den in verabredeter Sprache abgefaßten Telegrammen, in welchen 
Wörter aus anderen Wörterbüchern gebraucht ſind, nur mit ihrer Bedeutung in offener Sprache zugelaſſen. 

Die Aufgabeanſtalt kann die Vorlegung des Wörterbuches fordern, um die Ausführung der vor⸗ 
ſtehenden Vorſchriften einer Prüfung zu unterziehen und die Rechtmäßigkeit der benutzten Wörter zu prüfen. 

vr Unter „Telegrammen in chiffrirter Sprache“ verſteht man diejenigen Telegramme, deren 
Text gänzlich oder zum Theil aus Gruppen oder aus Reihen von Ziffern mit geheimer Bedentung beſteht. 
Der chiffrirte Text der Privattelegramme muß ausſchließlich aus arabiſchen Ziffern zuſammengeſetzt ſein. 


— — 


Ju Staatstelegrammen kann der Text durch Ziffern oder durch Buchſtaben mit geheimer 
Bedeutung gebildet werden (vergl. m); dagegen iſt eine Miſchung von Ziffern und Buchſtaben 
nicht zulaſſig. 
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Die Urſchrift jedes zu befördernden Telegramms muß in ſolchen deutſchen oder lateiniſchen 
Buchſtaben bz. in ſolchen Zeichen, welche ſich durch den Telegraphen wiedergeben laſſen, leſerlich ge⸗ 
ſchrieben ſein. Einſchaltungen, Randzuſätze, Streichungen oder Ueberſchreibungen müſſen vom Auf⸗ 
geber des Telegramms oder von ſeinem Beauftragten beſcheinigt werden. 

u Die einzelnen Theile, aus welchen ein Telegramm beſteht, müſſen in folgender Ordnung 
aufgeführt werden: 

1. die beſonderen Angaben, 
2. die Aufſchrift, 

3. der Text und 

4. die Unterſchrift. 

nt Die etwaigen beſonderen Angaben bezüglich der Beſtellung am Beſtimmungsorte, der 
bezahlten Antwort, der Empfangsanzeige, der Dringlichkeit, der Vergleichung, der Nachſendung, der 
Weiterbeförderung, der offenen oder der eigenhändigen (nur an den Empfänger ſelbſt zu bewirkenden) 
Beſtellung des Telegramms ꝛc. müſſen vom Aufgeber in der Urſchrift, und zwar unmittelbar vor 
der Aufſchrift niedergeſchrieben werden. Für dieſe Vermerke ſind folgende, zwiſchen Klammern zu 
ſetzende Abkürzungen zugelaſſen: 

(D) für „dringendes Telegramm“, 
(ST) für „gebührenpflichtige Dienſtnotiz“, 
(RP) für „Telegramm mit bezahlter Antwort“, 
(RPD) für „Telegramm mit dringender bezahlter Antwort“, 
(TC) für „Telegramm mit Vergleichung“, 
(CR) für „Telegramm mit Empfangsanzeige“ und für „Empfangsanzeige“, 
(ES) für „nachzuſendendes Telegramm“, 
(PP) für „Poſt bezahlt“, 
(PR) für „Poſt eingeſchrieben“, 
(XP) für „Eilbote bezahlt“, 
(RX P) für „Antwort und Bote bezahlt“, 
(EP) für „Eſtafette bezahlt“, 
(RO) für „offen zu beſtellendes Telegramm“, 
(MP) für „eigenhändig zu beſtellendes Telegramm“. 

W Die Aufſchrift muß alle Angaben enthalten, welche nöthig find, um die Uebermittelung 
des Telegramms an deſſen Beſtimmung zu ſichern, und ferner ſo beſchaffen ſein, daß die Beſtellung 
an den Empfänger ohne Nachforſchungen und Rückfragen erfolgen kann. Sie muß für die großen 
Städte die Straße und die Hausnummer nachweiſen oder in Ermangelung dieſer Angaben Näheres 
über die Verufsart des Empfängers oder andere zweckentſprechende Mittheilungen enthalten. Selbſt 
für kleinere Orte iſt es wünſchenswerth, daß dem Namen des Empfängers eine ſolche ergänzende 
Bezeichnung beigefügt wird, um im Falle einer Entſtellung des Eigennamens der Beſtimmungs⸗ 
anſtalt für die Ermittelung des Empfängers einen Anhalt zu gewähren. Die genaue Bezeichnung 
der geographiſchen Lage des Beſtimmungsortes iſt erforderlich, ſofern ein Zweifel über die dem Tele⸗ 
gramm zu gebende Richtung beſtehen kann, namentlich bei gleichlautenden Ortsbezeichnungen. 

v Die Anwendung einer abgekürzten Auffchrift iſt zuläſſig, wenn dieſelbe vorher ſeitens des 
Empfängers mit der Telegraphenanſtalt ſeines Wohnortes vereinbart worden iſt. Demjenigen Kor⸗ 
reſpondenten, welcher eine mit der Telegraphenanſtalt vereinbarte abgekürzte Aufſchrift hinterlegt hat, 
iſt geſtattet, dieſe Aufſchrift in den für ihn beſtimmten Telegrammen an Stelle des vollen Namens 
und der Wohnungsangabe anwenden zu laſſen. Der Name der Beſtimmungs⸗Telegraphenanſtalt 
muß außerdem angegeben werden. 

VI Für die Hinterlegung und Anwendung einer abgekürzten Aufſchrift bei einer Telegraphen⸗ 
anſtalt iſt eine Gebühr von 30 A für das Kalenderjahr im voraus zu entrichten. Dieſe Ber: 
günſtigung erliſcht, falls die Verabredung nicht verlängert wird, mit dem Ablauf des 31. Dezember 
des Jahres, für welches die Gebühr entrichtet worden iſt. 

vu Als eine Abkürzung der Aufſchrift wird auch angeſehen, wenn der Empfänger verlangt, 
daß an ihn gerichtete Telegramme, ohne diesbezügliche nähere Angaben in der Aufſchrift, zu gewiſſen 
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Sie 


Zeiten in beſtimmten Lokalen, z. B. an Wochentagen in dem Geſchäftslokal, an Sonntagen in der 
Wohnung, oder zu gewiſſen Stunden in dem Komtoir, zu anderen in der Wohnung oder der Börſe 
regelmäßig beſtellt werden ſollen. Die hierfür im voraus zu entrichtende Gebühr beträgt ebeufalls 
30 l, für das Kalenderjahr; ſie kommt auch dann zur Erhebung, wenn der betreffende Korre— 
ſpondent für die an ihn gerichteten Telegramme mit der Telegraphenanſtalt eine abgekürzte Auf⸗ 
ſchrift vereinbart hat. 

VIII Telegramme, deren Aufſchrift den in vorſtehenden Punkten vorgeſehenen Anforderungen 
nicht entſpricht, ſollen zwar dennoch zur Beförderung angenommen werden, jedoch nur auf Gefahr 
des Abſenders. Der Abſender kann eine nachträgliche Vervollſtändigung des Fehlenden nur gegen 
Aufgabe und Bezahlung eines neuen Telegramms beanſpruchen. 

IXx Die Aufgabe von Telegrammen ohne Text iſt zuläſſig. Die Unterſchrift kann in abgekürzter 
Form geſchrieben oder weggelaſſen werden. Die etwaige Beglaubigung der Unterſchrift iſt hinter 
dieſelbe zu ſetzen. 


S 

I Die Aufgabe von Telegrammen kann bei jeder für den Telegraphenverkehr eröffneten Tele⸗ 
graphenanſtalt (auch brieflich) erfolgen. 

i Telegramme können auch bei den Bahnpoſten, und zwar in der Regel mittels der an den 
Bahupoſtwagen befindlichen Briefeinwürfe, zur Beförderung an die nächſte Telegraphenanſtalt ein⸗ 
geliefert, ſowie den Telegraphenboten und den Landbriefträgern bei der Beſtellung von Telegrammen 
oder Poſtſendungen zur Beſorgung der Aufgabe übergeben werden. 

um An größeren Verkehrsorten können ſämmtliche Poſtauſtalten, auch wenn mit dieſen eine 
Telegraphenbetriebsſtelle nicht verbunden iſt, zur Annahme von Telegrammen ermächtigt, auch kann 
die Benutzung der Briefkaſten zur Auflieferung von Telegrammen geſtattet werden. 

iv Bei der Mitnahme der Telegramme durch die Telegraphenboten und die Landbrieftrüger 
kommt eine Zuſchlagsgebühr von 10 Pfennig für jedes Telegramm zur Erhebung. 


§. 8. 
Bei Ermittelung der Wortzahl eines Telegramms gelten die folgenden Regeln: 

a) Alles, was der Aufgeber in die Urſchrift feines Telegramms zum Zwecke der Beförderung 
niederſchreibt, wird bei der Berechnung der Gebühren mügezählt, mit Ausnahme der 
295 1 Beförderungsweges, der Unterſcheidungszeichen, Bindeſtriche, Apoſtrophe und 
Abſatzzeichen. 

b) Der Name der Abgangsanſtalt, der Tag, die Stunde und Minute der Aufgabe werden 
von amtswegen in die dem Empfänger zuzuſtellende Ausfertigung eingeſchrieben. Nimmt 
der Aufgeber dieſe Angaben ganz oder theilweiſe in den Text ſeines Telegramms auf, 
dann werden ſie bei der Wortzählung mitgerechnet. 

Die größte Länge eines Taxwortes in offener Sprache iſt auf 15 Buchſtaben nach 
dem (durch die Ausführungs⸗-Uebereinkunft zu dem jeweilig gültigen internationalen Tele⸗ 
graphenvertrage eingeführten) Morſe-Alphabet feſtgeſetzt. Der Ueberſchuß, je bis zu 
weiteren 15 Buchſtaben, wird für ein Wort gezählt. 

Die größte Länge eines Taxwortes in verabredeter Sprache iſt auf 10 Buchſtaben feſt— 
geſetzt. Die Wörter in offener Sprache, welche im Text eines gemiſchten, aus Wörtern der 
offenen und der verabredeten Sprache zuſammengeſetzten Telegramms enthalten ſind, werden 
bis zur Höhe von 10 Buchſtaben für ein Wort gezählt. Vom etwaigen Ueberſchuß wird 
jede Reihe bis zu 10 Buchſtaben für ein weiteres Wort gezählt. Wenn dieſes gemiſchte 
Telegramm außerdem einen chiffrirten Text enthält, ſo werden die chiffrirten Stellen 
nach den Beſtimmungen unter h gezählt. 

Wenn das gemiſchte Telegramm nur einen Text in offener und einen ſolchen in 
chiffrirter Sprache enthält, ſo werden die in offener Sprache abgefaßten Stellen den 
Beſtimmungen unter „, und der in chiffrirter Sprache abgefaßte Text den Vorſchriften 
unter h entſprechend gezählt. 

e) Als je ein Wort werden gezählt: 

1. der Name der Beſtimmungsanſtalt, des Beſtimmungslandes und der Unter⸗ 
abtheilung des Gebiets, aber uur in der Telegrammaufſchrift, ohne Rückſicht auf 
die Zahl der zu ihrem Ausdruck gebrauchten Wörter und Buchſtaben, unter der 
Bedingung, daß dieſe Wörter ſo geſchrieben ſind, wie ſie in den amtlichen Ver⸗ 
zeichnen erſcheinen, 
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jedes einzeln ſtehende Schriftzeichen (Buchſtabe oder Ziffer), 

das Unterſtreichungszeichen, 

die Klammer (die beiden Zeichen, welche zu ihrer Bildung dienen), 

die F (die beſonderen Zeichen am Anfang und Ende einer einzelnen 
Stelle), 

die nach F. Gut zugelaſſenen Abkürzungen für die beſonderen Angaben vor der 
Telegrammtaufſchrift. 

1) Die durch einen Bindeſtrich verbundenen Ausdrücke werden für fo viele Wörter gezählt, 
als zu ihrer Bildung dienen. Die durch einen Apoſtroph getrenuten Wörter werden 
für eben ſo viele einzelne Wörter gezählt. Es können jedoch die in der engliſchen und 
franzöſiſchen Sprache vorkommenden zuſammengeſetzten Wörter, deren Gebräuchlichkeit 
nöthigen Falles durch Vorzeigung eines Wörterbuches nachgewieſen werden muß, als 
ein Wort geſchrieben und den Beſtimmungen unter e entſprechend taxirt werden. 

) Dem Sprachgebrauch zuwiderlaufende Zuſammenziehungen oder Veränderungen von 
Wörtern werden nicht zugelaſſen. Es werden jedoch die Eigennamen von Städten und 
Ländern, die Geſchlechtsnamen, die Namen von Ortſchaften, Plätzen, Boulevards, 
Straßen u. |. w., die Namen von Schiffen, ebenſo wie die ganz in Buchſtaben ge⸗ 
ſchriebenen Zahlen nach der Anzahl der zum Ausdruck derſelben vom Aufgeber ge⸗ 
brauchten Wörter gezählt. 

h) Die in Ziffern geſchriebenen Zahlen werden für fo viele Wörter gezählt, als ſie je 

5 Ziffern enthalten, nebſt einem Wort mehr für den etwaigen Ueberſchuß. Dieſelbe 

Regel findet Anwendung auf die Zählung von Buchſtaben⸗Gruppen in Staatstelegrammen, 

ebenſo auch auf Gruppen von Buchſtaben und Zifferu, welche entweder als Handels- 

marten oder in den Sectelegrammen angewendet werden (vergl. 88. 5m und 17). 

Für je eine Ziffer werden gezählt: die zur Bildung der Zahlen beuutzten Punkte und 

Kommata, ſowie die Bruchſtriche, ferner die Buchſtaben, welche den Ziffern angehängt 

werden, um ſie als Ordnungszahlen zu bezeichnen. 

Sofern ein Brivattelegranm, den Beſtimmungen im §. 5 vl entgegen, zufällig eine Gruppe 

von nicht anwendbaren Buchſtaben oder ein Wort enthält, welches keiner der für den 

internationalen Verkehr zuläſſigen Sprachen angehört, ſo wird dieſe Buchſtabengruppe 
oder dieſes Wort gemäß den Beſtimmungen unter h des gegenwärtigen Paragraphen gezählt. 

Die Wortzählung der Aufgabeanſtalt iſt für die Gebührenberechnung dem Aufgeber gegen⸗ 

über entſcheidend. 
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I Für das gewohnliche Telegramın wird auf alle Entfernungen eine Gebühr von 5 Pfennig 
für jedes Wort, mindeſtens jedoch der Betrag von 50 Pfennig erhoben. 

Für gewöhnliche Stadttelegramme, welche in ſolchen Städten zugelaſſen werden, innerhalb 
deren Weichbild mehrere unter ſich durch Telegraphenleitungen verbundene Telegraphenanſtalten dem 
Verkehr geöffnet ſind, wird eine Gebühr von 3 Pfennig für jedes Wort, mindeſtens jedoch der Be⸗ 
trag von 30 Pfennig erhoben. 

un Für jedes bei einer Eiſenbahn⸗Telegraphenſtation aufgegebene Telegramm kann von den 
Eiſenbahnverwaltungen ein Zuſchlag von 20 Pfennig vom Aufgeber erhoben werden. Außerdem find 
die Eiſenbahu⸗Telegraphenſtationen berechtigt, für jedes von ihnen beſtellte Zelegrammu vom Em⸗ 
pfänger ein Beſtellgeld von 20 Pfennig zu erheben. Beides zuſammen darf aber für die aus⸗ 
ſchließlich mit dem Bahutelegraphen beförderten Telegramme nicht erhoben werden. Für dieſe 
Telegramme iſt vielmehr nur die Erhebung der Beſtellgebühr von 20 Pfennig geſtattet. 

W Die für den telegraphiſchen Verkehr mit dem Auslande maßgebenden Tarife können bei den 
Telegraphenanſtalten eingeſehen werden. 

v Ein bei Berechnung der Gebühren ſich ergebender, durch 5 nicht theilbarer Pfennigbetrag 
iſt bis zu einem ſolchen aufwärts abzurunden. 
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f s. 

Der Aufgeber eines Privattelegramms kann den Vorrang bei der Beförderung und der Be— 
ſtellung vor den gewöhnlichen Privattelegrammen erlangen, wenn er das Wort „dringend“ oder 
abgekürzt die Bezeichnung „(D)“ vor die Aufſchrift ſetzt und die dreifache Gebühr eines gewöhnlichen 
Telegramms von gleicher Länge erlegt. Für dringende Telegramme wird demnach eine Gebühr 
von 15 Pfennig, bei Stadttelegrammen eine Gebühr von 9 Pfennig für das Wort, mindeſtens 


Gebühren für 
gewöhnliche 
Telegramme. 


Dringende 
Telegramme. 


Bezahlte Ant- 
wort. 


Verglichene 
Telegramme. 


Empfangs-. 
anzeigen. 


an 


jedoch der Betrag von 1 A 50 Pf. bz. von 90 Pfennig erhoben (vergl. §. 9). Der im F. 9 
unter IM angegebene Zuſchlag für die bei einer Eiſenbahnſtation aufgegebenen Telegramme komnit 
dagegen nur einfach — wie für gewöhnliche Telegramme — zur Erhebung. 


F. 11. 

1 Der Aufgeber kann die Antwort, welche er von dem Empfänger verlangt, vorausbezahlen; 
die Vorausbezahlung darf indeſſen die Gebühr eines Telegramms irgend einer Art von 30 Wörtern 
nicht überſchreiten. 

u Will der Aufgeber die Antwort vorausbezahlen, jo hat er in die Urſchrift, und zwar vor 
die Aufſchrift, den Vermerk „Antwort bezahlt“ oder „(RP)“, eintretenden Falles unter Beifügung 
einer Angabe über die vorausbezahlte Wortzahl, niederzuſchreiben und den entſprechenden Betrag 
innerhalb der durch die Beſtimmung zu I gezogenen Grenze zu entrichten. Hat der Aufgeber die 
Wortzahl nicht angegeben, ſo wird die Gebühr eines gewöhnlichen Telegramms von 10 Wörtern 
erhoben. Der Aufgeber, welcher eine dringende Antwort vorausbezahlen will, hat den unter Um⸗ 
ſtänden durch die Angabe der Wortzahl zu ergänzenden Vermerk „dringende Antwort bezahlt“ oder 
„(KPD)“ vor die Aufſchrift niederzuſchreiben; es kommt alsdann die Gebühr eines dringenden 
Telegramms von entſprechender Wortzahl zur Erhebung. 

m Am Beſtimmungsorte überſendet die Ankunftsanſtalt dem Empfänger mit der Telegramm⸗ 
ausfertigung ein Antwortsformular, welches demſelben die Befuguniß ertheilt, in den Grenzen der 
vorausbezahlten Gebühr ein Telegramm an eine beliebige Beſtimmung innerhalb 6 Wochen, vom 
Tage der Ausſtellung des Formulars ab gerechnet, unentgeltlich aufzugeben. 

IV Wenn die für ein Antwortstelegramm zu entrichtende Gebühr den Werth des für dasſelbe 
vorausbezahlten Betrages überſteigt, ſo iſt das Mehr der Gebühr baar zu entrichten. Im entgegen⸗ 
geſetzten Falle verbleibt das Mehr des vorausbezahlten Betrages gegen die tarifmäßige Gebühr der 
Telegraphenverwaltung. 

Eine Rückzahlung der Autwortgebühr findet, abgeſehen von dem im §. 20 ı erwähnten 
Falle nicht ſtatt. 

vI Kann das Urſprungstelegramm bei der Ankunft nicht beſtellt werden, dann wird die im 
§. 22 vorgeſehene Ehe Meldung über die Unbeſtellbarkeit an die Aufgabeanſtalt ſogleich 
erſtattet. Wenn keine Berichtigung erfolgt, benachrichtigt die Anlunftsanſtalt den Aufgeber von 
der Unbeſtellbarkeit durch eine dienſtliche Meldung, welche die Stelle der Antwort vertritt, ſobald 
die zur Auffindung des Empfängers unternommenen Nachforſchungen ſich als fruchtlos erwieſen 
haben, ſpäteſtens nach 8 Tagen. Verweigert der Empfänger ausdrücklich die Annahme des für die 
Antwort beſtinmmten Formulars, jo giebt die Auskunftsanſtalt dem Aufgeber ebenfalls Kenntniß 
durch eine dienſtliche Meldung, welche gleichfalls die Stelle der Antwort vertritt. 


#2: 

1 Der Aufgeber eines jeden ee hat die Befugniß, die Vergleichung deſſelben zu ver 
langen. In dieſem Falle hat er vor die Aufſchrift den Vermerk „Vergleichung“ oder „(T0)“ nieder⸗ 
zuſchreiben. Das Telegramm iſt dann von den verſchiedenen Anſtalten, welche bei ſeiner Beförderung 
mitwirken, vollſtändig zu vergleichen. 

1 Die Gebühr für die Vergleichung eines Telegramms iſt gleich einem Viertel der Gebühr 
für ein gewöhnliches Telegramm von gleicher Länge. 


913. 

1 Der Aufgeber eines jedes Telegramms kann verlangen, daß ihm der Tag und die Stunde, 
zu welcher das Telegramm dem Empfänger zugeſtellt worden iſt, unmittelbar nach erfolgter Beſtellung 
telegraphiſch angezeigt werde. Er hat in dieſen Falle vor die Aufſchrift den Vermerk „Empfangs⸗ 
anzeige“ oder „(CR)“ zu ſchreiben. 

u Für die Empfangsanzeige iſt dieſelbe Gebühr wie für ein gewöhnliches Telegramm von 
10 Wörtern zu entrichten. 

III Kann das Telegramm bei der Ankunft nicht beſtellt werden, dann wird die im §. 22 vor⸗ 
geſehene Unbeſtellbarkeitsmeldung ſogleich erlaſſen. Die Empfangsanzeige wird ſpäter abgeſandt, ent⸗ 
weder nach erfolgter Beſtellung des Telegramms, wenn ſie moglich geworden iſt, oder nach 24 Stunden, 
wenn ſie nicht hat ſtattfinden können; in dieſem Falle zeigt ſie den Grund der Unbeſtellbarkeit an. 

IV Der Aufgeber kann verlangen, daß ihm die Empfangsanzeige nach einem anderen Orte als 
nach dem Aufgabeorte des Urſprungstelegramms übermittelt werde, inſofern er die dazu erforderlichen 
Angaben in das Urſprungstelegramm aufnimmt. 


8. 14. 

1 Die Telegraphenanſtalten an ſolchen Orten, an denen eine Poſtauſtalt beſteht, find ermächtigt, 
in Vertretung der Orts⸗Poſtanſtalt Beträge auf Poſtanweiſungen, welche auf telegraphiſchem Wege 
überwieſen werden ſollen, von den Abſendern entgegenzunehmen. Auf Eiſenbahn⸗Telegraphenſtationen 
findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 

n Auch ſind die Telegraphenanſtalten, mit Ausnahme der Eiſenbahn⸗Telegraphenſtationen er⸗ 
mächtigt, wenn bei ihnen Poſtanweiſungen auf telegraphiſchem Wege eingehen, die Auszahlung an den 
Empfänger in Vertretung der Orts-⸗Poſtanſtalt vor geſchehener Beſtellung der telegraphiſchen Poſt⸗ 
anweiſung an die Orts⸗Poſtanſtalt zu bewirken: 

a) im Falle nach Inhalt des Telegramms der Abſender den Wunſch ausgeſprochen hat, 
daß die Auszahlung durch die Telegraphenanſtalt geſchehe, was durch den Zuſatz 
auf der Poſtanweiſung: „telegraphenlagernd“ auszudrücken it; 

b) im Falle der Geldempfänger, indem er die telegraphiſche Poſtanweiſung erwartet, der 
Telegraphenanſtalt den Wunſch ausgedrückt hat, die Zahlung gleich nach der Ankunft 
der Anweiſung bei der Telegraphenanſtalt in Empfang zu nehmen. 

In beiden Fällen muß der Auszahlung des Betrages der vollſtändige Ausweis des Empfängers, 
falls derſelbe nicht perſönlich und als verfügungsfähig bekannt iſt, vorhergehen. Die telegraphiſche 
Poſtanweiſung ift alsdaun von der Telegraphenanſtalt mit dem (vorzuſchreibenden) Quittungsvermerk 
zu verſehen, dieſer vom Empfänger zu unterſchreiben und die Unterſchrift durch die Telegraphen⸗ 
anſtalt mit dem Zuſatze zu beglaubigen, daß der Empfänger bekannt ſei, oder daß und in welcher 
Weiſe er den Ausweis geführt habe. 

Salbe 

ı Der Aufgeber eines Telegramms kann, indem er vor die Aufichrift den Vermerk „nach⸗ 
zuſenden“ oder „(ES)“ niederſchreibt, verlangen, daß daſſelbe ſofort nach der vergeblich verſuchten 
Zuſtellung von der Beſtimmungsanſtalt an den neuen, ihr in der Wohnung des Empfängers bekannt 
gegebenen Beſtimmungsort weiterbefördert werde. 

1 Der Vermerk „nachzuſenden“ oder „(FS)“ kann auch von mehreren hintereinander ſtehenden 
Beſtimmungsangaben begleitet ſein; das Telegramm wird dann nacheinander an jeden der an⸗ 
gegeben Beſtimmungsorte, nöthigenfalls bis zum letzten, befördert. 

in Bei der Aufgabe eines nachzuſendenden Telegramms iſt nur die auf die erſte Beförderungs⸗ 
ſtrecke entfallende Gebühr zu entrichten, wobei die vollſtändige Aufſchrift in die Wortzahl einbegriffen 
wird. Für jede Nachtelegraphirung an einen neuen Beſtimmungsort wird die volle tarifmäßige 
Gebühr berechnet und vom Empfänger erhoben. 

Iv Jedermann kann nach gehörigen Ausweis verlangen, daß die bei einer Telegraphenanſtalt 
ankommenden und in deren Beſtellbezirk ihm zuzuſtellenden Telegramme an eine von ihm angegebene 
Adreſſe beſtellt oder weiterbefördert werden. Die bezüglichen Anträge ſind ſchriftlich zu ſtellen. 

Wenn der Empfänger feinen Aufenthaltsort verändert hat, jo werden demſelben die für ihn 
eingehenden Telegramme an den neuen Aufenthaltsort nachtelegraphirt, auch ohne daß dies aus⸗ 
drücklich verlangt worden iſt, ſofern dieſer neue Aufenthaltsort des Empfängers unzweifelhaft 
bekannt iſt, innerhalb Deutſchlands liegt und ſich am urſprünglichen wie am neuen Aufenthalts⸗ 
orte Anſtalten der Reichs⸗Telegraphenverwaltung bz. der Staats⸗Telegraphenverwaltung Bayerns 
oder Württembergs beſinden. 

§. 16. 
ı Die Telegramme können gerichtet werden entweder an mehrere Empfänger in einer Ortſchaft 
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oder in verſchiedenen, aber in deu Beſtellbezirk einer und derſelben Telegraphenanſtalt fallenden Oert⸗ fälttaung von 


lichkeiten oder an einen und denſelben Empfänger nach verſchiedenen Wohnungen in derſelben Ort⸗ 
ſchaft mit oder ohne Weiterbeförderung durch Poſt, Eilboten oder Eſtafette. 

n Der Aufgeber eines zu vervielfältigenden Telegramms muß je nach den Umſtänden vor die 
Aufſchrift eines jeden Empfängers die beſonderen Angaben (vergl. §. Kun) niederſchreiben; handelt 
es ſich jedoch um ein dringendes oder zu vergleichendes Telegramm, welches zu vervielfältigen iſt, 
ſo genügt es, wenn die Angabe der erſten Aufſchrift voranſteht. 

ui Wenn ein zu vervielfältigendes Telegramm au mehrere Empfänger gerichtet iſt, ſo darf 
jede Ausfertigung des Telegramms nur die ihr zukommende Aufſchrift tragen, es ſei denn, daß der 
Aufgeber das Gegentheil verlangt hätte; dieſes Verlangen muß durch den vor die Aufſchrift nieder⸗ 
zuſchreibenden gebührenpflichtigen Zuſatz „ſämmtliche Aufſchriften mitzutheilen“ ausgedrückt werden. 

IV Das zu vervielfältigende Telegramm wird als ein einziges Telegramm tarirt, wobei alle 


elegrammen. 


See 
telegramme. 


Weiter⸗ 
beförderung. 


3 


Aufſchriften in die Wortzahl eingerechnet werden. Als Vervielfältigungsgebühr werden daneben bei 
Telegrammen bis zu 100 Wörtern für die zweite und jede weitere Ausfertigung 40 Pfennig er⸗ 
hoben. Bei längeren Telegrammen erhöht ſich dieſe Gebühr für jede weitere Reihe oder den Bruch⸗ 
theil einer Reihe von 100 Wörtern um je 40 Pfennig. In der Berechnung der Vervielfältigungs⸗ 
gebühr erſcheint die Geſammtzahl der Wörter des Textes, der Unterſchrift und der Aufſchrift, und 
zwar wird die Gebühr für jede Abſchrift beſonders feſtgeſtellt. 


8 

I Telegramme, welche mit den Schiffen in See mittels der an der Küſte gelegenen See⸗ 
telegraphen gewechſelt werden, müſſen entweder in deutſcher Sprache, oder in Zeichen des allgemeinen 
Handelskoder abgefaßt ſein. In dem letzteren Falle werden ſie als chiffrirte Telegramme behandelt. 

1 Wenn ſie für in See befindliche Schiffe beſtimmt find, muß die Aufſchrift außer den gewöhnlichen 
Angaben den Namen oder die amtliche Nummer und die Nationalität des Beſtimmungsſchiffes enthalten. 

Ul Diejenigen Telegramme, welche durch die See⸗Telegraphenanſtalten innerhalb 30 Tagen 
nach ihrer Aufgabe (den Tag der Aufgabe nicht einbegriffen) den Beſtimmungsſchiffen nicht haben 
übermittelt werden können, werden als unbeſtellbar zurückgelegt. 

Iſt das Schiff, für welches ein Seetelegramm beſtimmt iſt, innerhalb 28 Tagen nicht 
angekommen, ſo giebt die See⸗Telegraphenauſtalt dem Aufgeber hiervon am Morgen des 29. Tages 
durch eine dienſtliche Meldung Kenntniß. Der Aufgeber kann gegen Bezahlung eines Landtelegramms 
von 10 Wörtern verlangen, daß die See⸗Telegraphenauſtalt fein Telegramm während eines weiteren 
Zeitraums von 30 Tagen für die Zuſtellung bereit halte. Geht ein ſolches Verlangen nicht ein, ſo 
wird das Telegramm von der See⸗Telegraphenanſtalt am 30. Tage als unbeſtell bar zurückgelegt. 

IV Die Gebühr für Telegramme, welche durch Vermittelung einer See⸗Telegraphenanſtalt 
mit Schiffen in See ausgewechſelt werden, beträgt 80 Pfennig für das Telegramm. Dieſelbe wird 
den nach den ſonſtigen Beſtimmungen zu erhebenden Gebühren hinzugerechnet. Die Geſammtgebühr 
für die an die Schiffe in See gerichteten Telegramme wird vom Aufgeber und für die von den 
Schiffen kommenden Telegramme vom Empfänger erhoben. 


8. 18. 

1 Die Weiterbeförderung von Telegrammen über die Telegravhenlinien hinaus erfolgt nach 
Wunſch des Abſenders entweder durch die Poſt oder durch Eilboten, oder durch Poſt und Eilboten, 
oder durch Eſtafette. ü 

1 Der Aufgeber hat die Art der von ihm verlangten Weiterbeförderung in einem tappflichtigen 
Zuſatz vor der Aufſchrift anzugeben (vergl. §. 611). 5 

Ii Die Ankunfts⸗Telegraphenanſtalt iſt berechtigt, ſich der Poſt zu bedienen: 

a) wenn in dem Telegramm die Art der Weiterbeförderung nicht angegeben iſt, 

b) wenn es ſich um eine von dem Empfänger zu bezahlende Weiterbeförderung handelt 
und dieſer ſich früher geweigert hat, Koſten derſelben Art zu bezahlen. 

IV Die Ankunftsanſtalt iſt verpflichtet, ſich der Poſt zu bedienen: 

a) wenn ſolches ausdrücklich vom Aufgeber (vergl. 1) oder vom Empfänger (vergl. F. 151) 
verlangt worden iſt, 

b) wenn dieſer Anſtalt kein ſchnelleres Beförderungsmittel zu gebote ſteht. 

Telegramme jeder Art, welche durch Vermittelung der Poſt an ihre Beſtimmung gelangen, 
alſo auch ſolche, welche poſtlagernd niedergelegt werden ſollen, werden von der Ankunftsanſtalt in 
der Regel ohne Koſten für den Aufgeber und für den Empfänger als gewöhnliche Briefe zur Poſt 
gegeben. Ausgenommen ſind jedoch folgende Fälle: 

1. Telegramme, welche als eingeſchriebene Briefe zur Poſt gegeben werden ſollen, ſind mit 
der vor der Aufſchrift niederzuſchreibenden Angabe „Poſt eingeſchrieben“ oder „(PR)“ 
zu verſehen und unterliegen einer vom Aufgeber zu entrichtenden Einſchreibgebühr von 
20 Pfennig. Dieſe Einſchreibgebühr von 20 Pfennig kommt auch bei der Auflieferung 
aller Telegramme mit Empfangsanzeige, welche mit der Poſt weiterbefördert, oder poſt⸗ 
lagernd niedergelegt werden ſollen, zur Erhebung, da dieſe Telegramme ſtets als ein⸗ 
geſchriebene Briefe zur Poſt gegeben werden. 

2. Für Telegramme, welche von der deutſchen Beſtimmungsanſtalt über das Meer weiter⸗ 
befördert werden ſollen, hat der Aufgeber die Poſtgebühr zu entrichten. Dieſelbe beträgt: 

a) nach dem europäiſchen Auslande und nach denjenigen überſeeiſchen Ländern, welche 
dem Weltpoſtverein angehören, 40 Pfennig; 
b) nach den dem Weltpoſtverein nicht angehörigen überſeeiſchen Ländern 60 Pfennig. 


rd 


3. Telegramme, welche einer an der Grenze gelegenen deutſchen Telegraphenanſtalt zur 
Weiterbeförderung mit der Poſt nach dem Nachbargebiete und darüber hinaus über⸗ 
mittelt werden, ohne daß der Fall einer Unterbrechung der über die Grenze führenden 
Telegraphenverbindungen vorliegt, ſind als unfrankirte Briefe zu behandeln; das Porto 
fällt dem Empfänger zur Laſt. 

VI Die Koſten für die Zuſtellung von Telegrammen mittels Eilboten an Empfänger außerhalb 
des Ortsbeſtellbezirks der Beſtimmungs⸗Telegraphenanſtalt können vom Aufgeber durch Entrichtung einer 
feſten Gebühr von 40 Pfennig für jedes Telegramm vorausbezahlt werden. Der Aufgeber hat in 
dieſem Falle den Vermerk „Eilbote bezahlt“ oder „(XP)“ vor die Telegrammaufſchrift zu ſetzen. 
Im weiteren ſteht es dem Aufgeber eines Telegramms mit bezahlter Antwort frei, die etwa ent⸗ 
ſtehende Eilbeſtellgebühr für das Antwortstelegramm nach dem Satze von 40 Pfennig im voraus 
bei der Aufgabe des Urſprungstelegramms zu entrichten. Das Urſprungstelegramm iſt in dieſem 
Falle vor der Aufſchrift mit dem taxpflichtigen Vermerk „Antwort und Bote bezahlt“ oder „(RX P)“ 
zu verſehen. 

Findet die Voraus bezahlung des Eilbotenlohnes nicht ſtatt, fo werden die wirklich erwachſenden 
Auslagen vom Empfänger oder vom Aufgeber eingezogen. 

Die Koſten für die Weiterbeförderung durch Eſtafette ſind ſtets vom Aufgeber zu entrichten. 

vu In Fällen der gleichzeitigen Abtragung mehrerer Telegramme durch denſelben Boten an 
denſelben Empfänger findet die vorſtehende Beſtimmung unter vi gleichmäßig Anwendung. Werden 
im übrigen durch denſelben Boten an denſelben Empfänger gleichzeitig ſolche Telegramme ab⸗ 
getragen, für welche das Botenlohn im voraus bezahlt iſt, und ſolche, bei welchen dies nicht der 
Fall iſt, ſo iſt vom Empfänger das erwachſene Botenlohn, abzüglich der im voraus bezahlten Be⸗ 
träge, zu entrichten. Die auf etwa gleichzeitig zur Abtragung gelangende Eilpoſtſendungen im 
voraus bezahlte Beſtellgebühr bleibt hierbei außer Betracht. 
um In geeigneten Fällen werden auf beſonderes ſchriftliches Verlangen des Empfängers die 
für ihn eingehenden Telegramme ſeitens der Telegraphenanſtalt nicht durch Eilboten beſtellt, ſondern 
den Boten des Empfängers gelegentlich der jedesmaligen Abholung von Poſtſendungen mitgegeben. 
Unzuträglichkeiten, welche etwa aus dieſer Einrichtung entſtehen, hat die Telegraphenverwaltung nicht 
zu vertreten. 

149. 

1 Sämmtliche bekannten Gebühren find bei Aufgabe des Telegramms im voraus zu entrichten. 

Ii Es werden jedoch vom Empfänger am Beſtimmungsorte erhoben: 

a) die Ergänzungsgebühr für nachzuſendende Telegramme (vergl. §. 15), 

b) eintretendenfalls die Weiterbeförderungsgebühren (vergl. §. 18), 

e) die Gebühren für die durch die See-Telegraphenanſtalten vom Meere her beförderten 
Telegramme (vergl. §. 17). 

In allen Fällen, wo eine Gebührenerhebung bei der Beſtellung ſtattzufinden hat, wird das 
Telegramm dem Empfänger nur gegen Erſtattung des ſchuldigen Betrages ausgehändigt. 

m Die Entrichtung der Gebühren kann bei den Telegraphenanſtalten mittels Werthzeichen oder 
baar — bei den Eiſenbahn⸗Telegraphenſtationen nur baar — erfolgen. Eine Beſcheinigung über die 
erhobenen Gebühren wird nur auf Verlangen und gegen Entrichtung eines Zuſchlags von 20 Pfennig 
ertheilt. Bei gebührenfreien Staatstelegrammen iſt auf Verlangen eine Beſcheinigung über die Auf- 
lieferung unentgeltlich zu ertheilen. 

w Perſonen, welche ſich des Telegraphen häufiger bedienen, kann auf ihren Antrag geftattet 
werden, die Gebühren für die von ihnen bei Telegraphenanſtalten aufgegebenen Telegramme monatlich 
zu entrichten. Sie haben alsdann an die betreffende Verkehrsanſtalt, bei welcher ſie ihre Tele⸗ 
gramme aufgeben wollen, einen entſprechenden Vorſchuß einzuzahlen, und als beſondere Vergütung 
für die durch die Buchung der Gebühren entſtehende Mühewaltung eine Gebühr von 50 Pfennig 
für den Kalendermonat und außerdem für jedes Telegramm, deſſen Gebühren geſtundet werden, 
2 Pfennig zu entrichten. Auf Eiſenbahn⸗Telegraphenſtationen findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


8. 20. 

1 Jedes Telegraum kann von dem Abſender, welcher ſich als ſolcher ausweiſt, zurückgezogen 
oder in der Beförderung aufgehalten werden, ſofern es noch Zeit iſt. Wenn in einem ſolchen Falle 
die Beförderung des Telegramms noch nicht begonnen hat, ſo werden dem Abſender die Gebühren 
nach Abzug von 20 Pf. erſtattet. Hat die Abtelegraphirung bereits begonnen, ſo verbleiben die 
Gebühren der Telegraphen verwaltung; vorausbezahlte Beträge für Weiterbeförderung, bezahlte Ant⸗ 
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wort, Empfangsanzeigen ꝛc. werden jedoch dem Aufgeber zurückgezahlt, wenn die vorausbezahlte 
Leiſtung nicht ausgeführt worden iſt. 

l Ein Telegramm, welches durch die Urſprungsanſtalt bereits befördert worden iſt, kann nur 
auf Grund eines beſonderen, von der Aufgabeanſtalt nach den Beſtimmungen im F. 24 zu er⸗ 
laſſenden Telegramms angehalten und vernichtet werden; für dieſes Telegramm ſind die tarifmäßigen 
Gebühren zu zahlen. Von dem Erfolge wird dem Aufgeber mittels unfrankirten Briefes Kenntniß 
gegeben. Verlangt der Aufgeber telegraphiſche Auskunft, ſo hat er die Gebühr für eine telegraphiſche 
Antwort vorauszubezahlen. Die erlegten Gebühren für das Telegramm, deſſen Beſtellung auf Ver⸗ 
langen unterdrückt wird, werden nicht zurückgezahlt. Bei jedem derartigen Verlangen hat der Antrag⸗ 
ſteller das Anſuchen ſchriftlich zu ſtellen und ſich als Abſender oder deſſen Beauftragter auszuweiſen. 


8. 21. 

1 Die Telegramme werden bei der Aufnahme bz. gleich nach der Ankunft bei der Beſtimmungs⸗ 
anſtalt, wenn die offene Beſtellung nicht ausdrücklich verlaugt iſt, verſchloſſen. 

II Dieſelben werden, ge Aufſchrift entſprechend, entweder nach der Wohnung, dem Geſchafts⸗ 
lokal ꝛc. des Empfängers beſtellt bz. auf ſonſtige Weiſe weiterbefördert oder poſtlagernd oder telegraphen⸗ 
lagernd niedergelegt. Im weiteren können die angekommenen Telegramme den Empfängern mittels 
Fernſprechers nach den hierüber erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen übermittelt werden. 

u Die Beſtellung oder Weiterbeförderung der Telegraunme geſchieht mit thunlichſter Beſchleunigung 
nach der Reihenfolge ihrer Aufnahme und ihres Vorranges. (Wegen Uebergabe der Telegramme an 
die Boten des Empfängers vergl. $. 18 VIII.) 

IW Staats-, ſowie Dienſt⸗ und dringende Privattelegramme werden mit Vorrang vor anderen 
Telegrammen beſtellt. Die Aushändigung der Staatstelegramme und der Telegramme mit bezahlter 
Empfangsanzeige erfolgt gegen Vollziehung eines demſelben beizugebenden Empfangsſcheines. 

v Zur Vollziehung des Empfangsſcheines über ein an eine Behörde oder deren Vorſtand ge⸗ 
richtetes Staatstelegramm kann, wenn nicht eine beſondere ſchriftliche Verfügung darüber getroffen iſt, 
nur der Vorſtand der betreffenden Behörde, oder, in deſſen Abweſenheit, ſein Stellvertreter als 
berechtigt angeſehen werden. r 

vl Privattelegramme, ſowie die nicht an eine Behörde oder deren Vorſtand gerichteten dienſt⸗ 
lichen Telegramme ſind dagegen im Falle der Abweſenheit des Empfängers an ein erwachſenes 
Familienmitglied oder, wenn auch ein ſolches nicht zur Stelle iſt, an die Geſchaftsgehülfen, an die 
Dienerſchaft, Haus⸗ oder Wirthsleute oder an den Thürhüter des Gaſthofes beziehungsweise des 
Hauſes zu beſtellen, inſofern der Empfänger für derartige Fälle nicht einen beſonderen Bevoll⸗ 
mächtigten der Anſtalt ſchriftlich namhaft gemacht, oder der Aufgeber durch den vor die Aufſchrift 
geſetzten Vermerk „eigenhändig zu beſtellen“ oder „(MP)“ verlangt hat, daß die Zuſtellung nur zu 
Händen des Empfängers ſelbſt ſtattfinden ſoll. 

VII Sofern Prwatbriefkaſten oder Einwürfe ſich an der Thür zc. der Wohnung des Empfängers 
befinden, können die Telegramme, für welche Empfangsſcheine nicht abzugeben ſind, in jene Brief⸗ 
kaſten ꝛc. geſteckt werden. Telegramme, welche den Vermerk „eigenhändig zu beſtellen“ oder „(MP)“ 
tragen, find jedoch ſtets an den Empfänger ſelbſt zu beſtellen; ebenſo werden poſtlagernde oder 
telegraphenlagernde Telegramme nur dem Empfänger oder ſeinem Bevollmächtigten nach gehörigem 
Ausweis ausgehändigt. Telegramme, welche die Bezeichnung „bahnhoflagernd“ tragen, werden an 
den Bahnhofsvorſteher oder deſſen Stellvertreter abgegeben. 1 

vill Die an Reiſende nach einem Gaſthof gerichteten Telegramme werden, wenn der Empfänger 
noch nicht eingetroffen iſt, an den Wirth ꝛc. des Gaſthofes mit dem Erſuchen abgegeben, das Tele⸗ 
gramm vorläufig in Verwahrung zu nehmen, und dem Empfänger bei ſeinem Eintreffen auszu⸗ 
händigen. Am Tage nach der erfolgten Uebergabe eines ſolchen Telegramms wird daſſelbe, wenn 
die Uebergabe an den Empfänger inzwiſchen nicht hat bewirkt werden können, durch einen Boten 
gegen Hinterlaſſung eines Benachrichtigungszettels wieder abgeholt und zur Verkehrsanſtalt zuräd- 
gebracht. Dieſe erläßt nunmehr die Unbeſtellbarkeitsmeldung an die Aufgabeanſtalt; im übrigen 
wird das Telegramm wie alle ſonſtigen unbeſtellbaren Telegramme behandelt. 

IX Iſt weder der Empfänger noch ſonſt jemand aufzufinden, der das Telegramm annimmt, 
ſo hat der Bote, wenn es ſich um ein Telegramm handelt, für welches ein Empfangsſchein ausge⸗ 
fertigt iſt, oder wenn ſich für die Beſtellung eines Telegramms ohne Empfangsſchein ein Priwat⸗ 
briefkaſten oder ein anderer Weg der Beſtellung nicht darbietet, einen Benachrichtigungszettel in der 
Wohnung ꝛc. des Empfängers zurückzulaſſen oder an die Eingangsthür anzuheften, das Telegramm 
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händig zu beftellen“ oder „(MP)“ verſehen ſind, iſt in gleicher Weiſe zu verfahren, wenn der be⸗ 
zeichnete Empfänger ſelbſt nicht angetroffen wird. 

x Wenn der Bote bei der Beſtellung von Telegrammen mit Empfangsſcheinen den Empfänger 
nicht ſelbſt antrifft und das Telegramm einem anderen aushändigt, hat der letztere in dem 
Empfangsſchein ſeiner eigenen Unterſchrift das Wort „für“ und den Namen des Empfängers beizufügen. 

xı Dem Boten iſt die Annahme von Geſchenken unterſagt. 


F. 22. 

1 Von der Unbeſtellbarbeit eines Telegramms und den Gründen der Unbeſtellbarkeit wird der 
Aufgabeanſtalt telegraphiſch Meldung gemacht. Liegt für die Unbeſtellbarkeit eines Telegramms ein 
Grund vor, welcher nicht ohne weiteres aus dienſtlicher Veranlaſſung beſeitigt werden kann und 
muß, und iſt der Abſender des unbeſtellbaren Telegramms aus der Unterſchrift oder auf andere 
Weiſe mit genügender Sicherheit bekannt, dann wird die Unbeſtellbarkeitsmeldung dieſem ſobald als 
möglich übermittelt. Der Aufgeber kann die Aufſchrift des unbeſtellbar gemeldeten Telegramms nur 
durch ein bezahltes Telegramm vervollſtändigen, berichtigen oder beſtätigen. 

n Ein Telegramm, welches von dem abtragenden Boten als unbeſtellbar zur Anſtalt zurück⸗ 
gebracht wird, iſt bei der letzteren aufzubewahren. Hat ſich innerhalb ſechs Wochen der Empfänger 
zur Empfangnahme des Telegramms nicht gemeldet, ſo wird ſolches vernichtet. In gleicher Weiſe 
wird mit Telegrammen verfahren, welche die Bezeichnung „telegraphen⸗, „poſt⸗“ oder „bahnhof⸗ 
lagernd“ tragen. 

8. 28. 

1 Die Telegraphenverwaltung leiftet für die richtige Ueberkunft der Telegramme oder deren 
Ueberkunft und Zuſtellung innerhalb beſtimmter Friſt keinerlei Gewähr und hat Nachtheile, welche 
durch Verluſt, Entſtellung oder Verſpätung der Telegramme entſtehen, nicht zu vertreten. 

11 Die entrichtete Gebühr wird jedoch erſtattet: 

a) für ein Telegramm, welches durch Schuld des Telegraphenbetriebes gar nicht oder mit 
bedeutender Verzögerung in die Hände des Empfängers gelangt iſt, 
b) für ein verglichenes Telegramm, welches in Folge Entſtellung erweislich ſeinen Zweck 
nicht hat erfüllen können. 
Die Beſchwerden oder Rückforderungen ſind bei der Aufgabeanſtalt einzureichen. Als Beweisſtück 
it beizufügen: 
eine ſchriftliche Erklärung der Beſtimmungsanſtalt oder des Empfängers, wenn das 
Telegramm nicht angekommen iſt, 
die dem Empfänger zugeſtellte Ausfertigung, wenn es ſich um Entſtellung oder Ver⸗ 
zögerung handelt. 

um Bei Rückforderungen wegen Entſtellungen muß nachgewieſen werden, daß und durch welche 
Fehler das Telegramm derart entſtellt iſt, daß es ſeinen Zweck nicht hat erfüllen können. 

iv Jeder Anſpruch auf Erſtattung der Gebühr muß bei Verluſt des Anrechtes innerhalb zweier 
Monate, vom Tage der Erhebung an gerechnet, anhängig gemacht werden. 

» Die Erſtattung bezieht ſich lediglich auf die Gebühr einſchließlich der Nebengebühren der 
Telegramme ſelbſt, welche verzögert, entſtellt oder nicht angekommen ſind, und auf die Gebühren 
der im $. 24 vorgeſchenen Telegramme, nicht aber auf die Gebühren ſolcher Telegramme, welche 
etwa durch die Verzögerung, Entſtellung oder Nichtankunft jener Telegramme veranlaßt oder nutzlos 
gemacht worden ſind. 

$. 24. 

1 Der Aufgeber und der Empfänger eines jeden Telegramms können innerhalb einer Friſt 
von 72 Stunden, welche je nach dem Fall der Auflieferung oder der Ankunft dieſes Telegramms 
folgt, auf telegraphiſchem Wege Auskunft verlangen oder Erläuterungen geben, welche ſich auf das 
in der Uebermittelung befindliche oder bereits beförderte Telegramm beziehen. Sie können auch 
zum Zweck einer Berichtigung ein Telegramm, welches ſie aufgegeben oder erhalten haben, entweder 
durch die Beſtimmungs⸗ oder Urſprungs⸗Anſtalt oder durch eine Durchgangs⸗Anſtalt vollſtändig oder 
theilweiſe wiederholen laſſen. Sie haben folgende Beträge zu hinterlegen: 

1. die Gebühr für das Telegramm, welches das Verlangen enthält, j 
2. die Gebühr für ein Antwortstelegramm, wenn eine telegraphiſche Antwort gewünſcht wird. 

u Jedes berichtigende, ergänzende oder die Beförderung aufhebende Telegramm (vergl. §. 20) 

und jede aus Anlaß eines bereits beförderten oder in der Beförderung begriffenen Telegramms auf 
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Unveſtellbare 
Telegramme. 


Gewähr⸗ 
leiſtung. 


Berichtigungs⸗ 
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abſchriften. 
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Antrag des Aufgebers oder des Empfängers von Anſtalt zu Anſtalt ausgetauſchte Mittheilung iſt 
ein Dienſttelegramm, welches nach dem gewöhnlichen Tarif taxirt wird. 

u Die für die Berichtigungstelegramme erhobenen Gebühren werden auf desfallſigen Antrag 
zurückgezahlt, wenn die Wiederholung erweiſt, daß das oder die wiederholten Wörter im Urſprungs⸗ 
telegramm unrichtig wiedergegeben worden ſind. Wenn im Urſprungstelegramm einige Wörter richtig 
und einige andere Wörter unrichtig wiedergegeben worden ſind, ſo wird die Gebühr für diejenigen 
Wörter nicht erſtattet, welche in dem Auskunft verlangenden wie in dem Antworts-⸗Dienſt⸗ 
telegramm die im Urſprungstelegramm richtig wiedergegebenen Wörter bezeichnen. 

IV Die Gebühr für das Urſprungstelegramm, welches zu dem Antrage auf Berichtigung An⸗ 
laß gegeben hat, wird nicht zurückgezahlt. 

Dem Antrage auf Berichtigung eines beförderten oder in der Beförderung begriffenen Tele⸗ 
gramms darf von den Telegraphenanftalten nur dann Folge gegeben werden, wenn der Antrag⸗ 
ſteller ſich als Aufgeber oder Empfänger des betreffenden Urſprungstelegramms oder als Bevoll⸗ 
mächtigter eines derſelben ausgewieſen hat. 


1 

ı Gebühren, welche für beförderte Felchen zu wenig erhoben ſind, oder deren Einziehung 
vom Empfänger nicht erfolgen konnte, — ſei es, daß derſelbe die Bezahlung verweigert hatte, fei 
es, daß er nicht aufgefunden worden war, — hat der Abſender auf Verlangen nachzuzahlen. Irr⸗ 
thümlich zu viel erhobene Gebühren werden dem Aufgeber zurückgezahlt. . 

u Der Betrag der vom Aufgeber zu viel verwendeten Werthzeichen wird jedoch nur auf ſeinen 
Antrag erſtattet. 

8. 26. 

I Der Aufgeber und der Empfänger, falls ſie ſich als ſolche gehörig ausweiſen, ſind berechtigt, 
ſich beglaubigte Abſchriften der von ihnen aufgegebenen und der an ſie gerichteten Telegramme aus⸗ 
fertigen zu laſſen, wenn ſie Ort und Tag der Aufgabe genau angeben können und die Urſchriften 
noch vorhanden ſind. Dieſe Urſchriften werden in der Regel 6 Monate lang aufbewahrt. 

m Für jede Abſchrift eines unter Angabe der Aufgabezeit und des Aufgabeortes genau 
bezeichneten Telegramms ſind bei Telegrammen bis zu 100 Wörtern 40 Pfennig, bei längeren 
Telegrammen 40 Pfennig mehr für jede Reihe von 100 Wörtern oder einen Theil derſelben zu 
entrichten. Bei ungenau bezeichneten Telegrammen ſind außer der Schreibgebühr die durch die 
Aufſuchung des Telegramms entſtehenden Koſten zu zahlen. 


§. 27. 
Die Bedingungen für Nebentelegraphen und beſondere Telegraphenanlagen, ſowie für die 
Fernſprecheinrichtungen werden vom Reichs⸗Poſtamt feſtgeſetzt. 


28. 
M Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten, ſoweit nicht Abweichungen ausdrücklich vorgeſchrieben 
ſind, auch für die Telegramme, welche unter Benutzung von Eiſenbahntelegraphen befördert werden. 
. In Bezug auf den telegraphiſchen Verkehr mit dem Auslande kommen die Beſtimmungen 
der bezüglichen Zelegraphenverträge zur Anwendung. 


Berlin, den 15. Juni 1891. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: von Stephan. 


Gedruckt bet Julius Sitteufeld in Beelln W. 


